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989 der Beilagen zu den stenographischenProtokollen des Nationalrates XI. GP. 

8. 10. 1968 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXXX Bundes bestellt werden, die sich in Ausbildung 
über die ,Bewährungshilfe für einen .der in Abs_ 1 angeführten Dienstzweige 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Personeriund ,Einrichtun.gen, der 
Bewährungshilfe. 

Bewährungshelfer 

§ 1. Zur Bewährungshilfe (IV. Hauptstück des 
Jugendgerichtsgesetzes 1961, BGBI'. Nr. 278) sind 
nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Bundes­
gesetzes hauptamtlich oder ehrenamtlich tätige 
Bewährungshelfer heranzuziehen. 

Hauptamtlich tätige Bewährungshelfer 

§ 2. (1) Für jede Di~nststelle für Bewährungs­
hilfe (§ 3) sind als hauptamtlich tätige Bewäh­
rungshelfer Beamte oder Vertragsbediens,tete des 
Bundes, die das 21. Lebensjahr vollendet haben, 
ausfolgenden Dienstzweigen zu bestellen: , 

1. "Höherer Dienst in Justizanstalten" (Teil A 
Abschnitt II Dienstzweig Nr. 19 a der Anlage 1 
zur Dienstzweigeverordnung, BGBL Nr. 164/ 
1948,. in der Fassung derVeror,dnung der Bundes­
regierung BGBL Nr. 1/1-955 und des Bundes­
gesetzes BGBL Nr. 334/1965; oder 

. befinden. . 

Dienststelle für Bewährungshilfe 

§ 3. (1) 'Das Bundesministerium für Justiz hat 
am Sitze jedes in Strafsachen tätigen Gerichts­
hofes erster Instanz für den Sprengel des Ge­
richtshofes eine Dienststelle für Bewährungshilfe , 
zu errichten 'und zu erhalten. 

(2) Das Bundesministerium für Justiz hat 
außerhalb des Sitzes der Dienststelle eine Außen­
stelle "für einen Teil des Sprengels, zu errichten 
und zu erhalten, wenn dies nach dem Verhältnis 
zwischen der Ersparnis an Zeit und Kosten für 
die Reisebewegungen und dem Aufwand für die 
Einrichtung und Erhaltung der Außenstelle wirt­
schaftlich gerechtfertigt ist. 

(3) Die Dienststellen und Außenstellen sind 
einfach und zweckentsprechend einzurichten. In 
ihnen ist dem Bewährungshelfer Gelegenheit zu 
geben, mit dem Rechtsbr-e'cher, zu dessen Be­
treuung er bestellt worden ist (dem Schützling), 
und mit anderen Persorien, bei denen dies für 
die 'Bewährurigshiife zweckmäßig, ist; zu Aus­
sprachen zusammenzutreffen. Außerdem ist dem 
Bewährungshelfer in diesen Stellen die Abwick­
lung des mit,seinen Aufgaben zusammenhängen­
den Schrift'verkehr zu ermöglichen. 

. -, .) 

2. "Sozialer Betreuungsdienstin Justizanstal- DienststeHenleiter 
ten" (TeilBAbschnitt H, Dienstzweig Nr. 59 a § 4. (1) Das Bundesministerium für Justiz hat 
der Anlage 1 zur Dienstzweigeverordnung, BGBL für jede Dienststelle für Bewährungshilfe einen 
Nr. 164/1948, in der Fassung der Verordnungen hauptamtlich tätigen Bewährungshelfer als Leiter 
de~ Bundesregierung. BGBL . Nr. 1/1955 und zu bestellen. 
BGBI. Nr. 30011964 'Jnd des Bundesgesetzes " (2) Als Dienststellenleiter darf nur best~llt 
:BGJ3l. Nr~ 334!l 965); oder werden, wer seit mindestens drei Jahren .in der 

3. "F~chdie~stder Bewährungshilfe" (Teil C Bewährungshilfe tätig ist unid das im § 2 Abs. 1 
Abschni.!t. 11 DieI1~tzweigNr., 8i ader Arilage 1 Z. 1 oder das im § 2 Abs. 1 Z. 2 bezeichnete An­
zui Dienstzweigeverordnung, BGBL Nr. 164/ stellungs~rfordernis erfüllt. 
1945,in 'der Fassung der Verordnung der Bun- (3) Ist ein Dienststellenleiter verhindert, so hat 
ge~regierung ,BGBL Nr.,300!1964 und des Sun- . das Bundesministerium für Justiz einen haupt­
~esgesetzesB,GBL Nr. 334/1965). amtlich . tätigen '. Bewährungshelfer mit de'r 
.. '{2),AIsBewährungshelfer köri:nen auch prcivi- Führung der Geschäfte des Dienststellenleiterszu 

sorische Beamte und Vertrags bedienstete: des betrauen. 
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2 989 der Beilagen 

Aufgaben des Dienststellenleiters 

§ 5. Der Dienststellenleiter hat die Dienst­
stelle zu verwalten. Außer den in anderen Be­
stimmungen dieses Bundesgesetzes bezeichneten 
Aufgaben obliegen ihm die folgenden: . 

1. Er hat die Tätigkeit der im Sprengel der 
Dienststelle tätigen Bewährungshelfer zu unter­
stützen und zu überwachen und die Bewährungs­
helfer durch Ratschläge und Weisungen in der 
Durchführung der Bewährungshilfe . anzuleiten. 

2. Er hat über die hauptamtlich tätigen Be­
währungshelfer die unmittelbare Dienstaufsicht 
auszuüben. 

3. Er hat die Verbindung mit anderen Stellen 
und Personen, deren Hilfe zur Erfüllung der 
Aufgaben der Bewährungshilfe benötigt wird, 
herzustellen und zu pflegen. 

4. Er hat die täglichen Dienststunden in der 
Dienststelle für Bewährungshilfe so zu bestim­
men, wie es für die Durchführung der Bewäh­
rungshilfe im Hinblick aUf die Besonderheiten 
der Dienststelle am zweckmäßigsten. ist. 

5. Er hat für sich und für jeden einzelnen 
hauptamtlich taugen Bewährungshelfer be­
stimmte Stunden .-: und zwar jeweils mindestens 
vier in jeder Woche - für die Vorsprache nicht 
vorgeladener Parteien festzusetzen und durch 
Anschlag in den Amtsräumen kundzumachen. 

6. Er hat im Fall einer voraussichtlich sechs 
Wochen nicht übersteigenden vorübergehenden 
Verhinderung eines Bewährungshelfers einem 
oder mehreren anderen Bewährungshelfern die 
stellvertretende Besorgung der Aufgaben ·des ver­
hinderten Bewährungshelfers zu übertragen. 

7. Er hat, soweit dies mit der Erfüllung der 
übrigen ihm übertragenen Aufgaben vereinbar 
ist, auch die Tätigkeit eines Bewährungshelfers 
auszuüben und die Kanzleigeschäfte der Dienst­
stelle zu besorgen. 

Kanzleipersonal 

§ 6. Können die Kanzleigeschäfteder Dienst­
stelle durch den Dienststellenleiter nicht selbst 
besorgt werden, so sind hiefür Beamte oder Ver­
tragsbedienstete des Bundes zu bestellen. 

Besprechungen des DienststeUenleiters mit den 
Bewährungshelfern 

§ 7. (1) Der Dienststellenleiter hat mit den 
hauptamtlich. taugen Bewährungshelfern der 
Dienststelle alle zwei Wochen, mit den ehren­
amtlich tätigen alle zwei Monate eine Besprechung 
abzuhalten. Ist von häufigeren Besprechungen ein 
Nutzen für die Bewährungshilfe zu erwarten, der 
die Nachteile des mit der Teilnahme verbunde­
nen Zeitverlustes und Kostenaufwandes über­
wiegt, so hah~n die Besprechungen in kürzeren 
Zeitabständen zu erfolgen. 

(2) Bei diesen Besprechungen ist die Durch­
führung der Bewährungshilfe für die einzelnen 
Schützlinge zu erörtern. Die Dienststellenleiter 
haben dabei darauf hinzuwirken (§.5 Abs .. l Z.l), 
daß die Bewährungshilfe nach einheitlichen Ge­
sichtspunkten und so durchgeführt. wird, wie. es 
den gesetzlichen Bestimmungen, den allgemeinen 
Erkenntnissen über die zweckmäßigste Gestaltung 
der Bewährungshilfe und den auf den Zusammen­
künften der Dienststellenleiter (§ 9) gewonnenen 
Erkenntnissen entspricht. 
~. "; ~, 

ßeiziehung von Psychiatern und Psychologen 

§ 8. (1) Das Bundesministerium für Justiz hat 
zur Beraqmg der Dienststellen Fachärzte für 
Nerven- und Geisteskrankheiten (Psychiater) und 
Personen, die das Doktor.at der Philosophie aus 
dem Hauptfach Psychologie erworben haben 
(Psychologen); zu bestellen; , 

(2) Hält der Dienststellenleiter bei einer Be­
sprechung (§ 7) eine solche Beratung für erforder­
lich, so hat er einen dieser :[>sychiateroder 
Psychologen beizuziehen. 

Zusammenkünfte der Dienststellenleiter 

§ 9. Das Bundesministeiium für Justiz hat 
einmal in jedem Jahr die Dienststellenleiter zu 
einer Zusammenkunft einzuberufen, auf der 
Fragen· der Durchführung der Bewährungshilfe 
zu erörtern sind. 

Tätigkeitsberichte 

§ 10. Die Leiter der Dienststellen für Bewäh­
rungshilfe haben bis zum 1. März jeden Jahres 
über die Tätigkeit der Be>yährungshilfe im vor­
angegangenen Kalenderjahr im Sprengel ger 
Dienststelle dem Bundesministerium für Justiz 
schriftlich Bericht zu erstatten. 

Ausbildung un~ Fortbildung 

§ 11. Das Bundesministerium für Justiz hat 
für' die fachliche Ausbildung und Fortbildung der 
Bewährungshelfer zu sorgen. 

Ehrenamtlich tätige Bewährungshelfer 

§ 12.' (1) Personen, die dazu bereit sind, die 
Tätigkeit eines Bewährungshelfers ehrenamtlich 
auszuüben und die hiefür geeignet erscheinen 
(Abs. 3), sind vom Leiter der Dienststelle in ein 
Verzeichnis aufzunehmen. Sobald sie in das Ver­
zeichnis aufgenommen sind, dürfen sie für diese 
Dienststelle als ehrenamtlich tätige Bewährun~s­
helfer herangezogen· werden. Bei Wegfall der 
Voraussetzungen sind sie aus dem Verzeichnis 
wieder auszuscheiden. Der Dienststellenleiter hat 
jede Eintragung oder Streichung einer Person in 
diesen Verzeichnissen demPräsiden.ten des in 
Strafsachen. tätigen Gerichtshofes erster Instanz, 
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989 der Beilagen. 3 

an dessen Sitz die Dienststelle errichtet ist, und 
dem Bundesministerium für Justiz schriftlich mit­
zuteilen. 

(2) Als ehrenamtlich tätiger Bewährungshelfer 
darf nur aufgenommen werden, wer da·s 24. Le­
bensjahr vollendet hat und im übrigen fähig ist, 
das Amt eines Geschwornen oder Schöffen aus­
zuüben. '. Personen, die zu Aufgaben der Sicher­
heits- oder Kriminalpolizei verwendet werden, 
dürfen nicht als Bewährungshelfer aufgenommen 
werden. 

(3) Ob eine Person für die Tätigkeit als Be­
währungshelfer geeignet erscheint, hat der Leiter 
der Dienststelle für Bewährungshilfe (Abs. 1) 
festzustellen. Zu diesem Zweck hat er ein Ge­
spräch mit dem Bewerber zu führen, Einsicht in 
die von diesem vorzulegenden Urkunden über 
seine Person, seine Ausbildung und seine beruf-

. lidle Tätigkeit zu nehmen und eine Auskunft 
des Strafregisteramtes einzuholen. 

(4) Den ehrenamtlich tätigen Bewährungs­
helfern gebührt für ihre Tätigkeit eine steuer­
freie Entschädigung, die für jeden Schützling 
monatlich 200 S beträgt, sowie unbeschadet des 
Abs. 5 der Ersatz der weiteren Barauslagen, so­
weit sie für ihre Tät~gkeit erforderlich sind. 

(5) Die ehre~amtlichen Bewährungshelfer 
haben Anspruch auf Ersatz der notwendigen 
K()sten, die ihnen durch die Reise an den Ort 
der Besprechung (§ 7), durch den Aufenthalt an 
diesem Ort und durch die Rückreise verursacht 
werden. Auf diesen. Anspruch finden die Be­
stimmungen des Gebührenanspruchsgesetzes 
1965;BGBl. Nr.179,überdie Gebühren der Ge­
schw9rneri und Schöffen mit der Maßgabe An­
wendung, daß die Bestiminung der Gebühren 
dem Dienststellenleiter und' die Entscheidung 
über eine BesChwerde gegen diese Bestimmung 
dem Bundesministerium für Justiz zustehen. 

entweder darum ersucht haben und bei denen 
es das Bundesministerium für Justiz für zweck­
mäßig erachtet hat (Abs. 7) oder denen eine 
dahingehende Weisung (§ 18 Abs. 1 des Jugend­
gerichtsgesetzes 1961, BGBL Nr. 278) erteilt' 
worden ist. 

(3) Ein Heim ist geeignet, wenn 

1. das Heim von einer Person geleitet wird, 
die die Anstellungserfordernisse für den Dienst 
eines hauptamtlich tätigen Bewährungshelfers er­
füllt, 

2. in dem Heim nur Personen desselben Ge­
schlechtes untergebracht werden, 

3. die in das Heim aufgenommenen Schütz­
linge verpflichtet sind, für die ihnen gewährte 
Unterkunft ein ihren Verhältnissen angemesse­
nes Entgelt zu entrichten, 

4. die Heimordnung jede dem Zweck der Be­
währungshilfe abträgliche Benützung des Heimes 
yerbietet und 

5. Personen, die trOtz Abmahnung beharrlich 
gegen die Heimordnung verstoßen und dadurch 
den Zweck der Bewährungshilfe gefährden, von 
der weiteren Unterbringung ausge~chlossen 
werden. 

(4) Das Bundesministerium für Justiz hat auf 
Grund der V oranschläge der Vereinigungen 
unter Zugrundelegung einer sparsamen, wirt­
schaftlichen und zweckmäßigen Verwaltung aus 
den im jeweiligen Bundesfinanzgesetz vorge­
sehenen Aufwandskrediten für Bewährungshilfe 
den vermutlichen Aufwand vorschußweis·e zu 
vergüten. 

(S) Die gutäd1tlichen Kußerungen (Abs. 1) und 
die Voranschläge (Abs. 4) sind jeweils bis zum 
1. Juni jedes Jahres für das darauffolgende 
Kalenderjahr iu erstatten. 

(6) Die Vereinigungen haben für jedes Kalen­
derjahr bis zum 1. März des darauffolgenden 

Heime für Bewährungshilfe Jahres Rechnungsabschlüsse dem Bundesministe-
. § H. (1) Das Bundesministerium für Justiz hat rium für Justiz vorzulegen und mit ihm abzu­

jährlich auf Grund gutächdicher Kußerungen der rechnen. Die Gebarung unterliegt der über­
Leiter der Dienststellen für Bewährungshilfe, in prüfung durch den Rechnungshof. 
deren Sprengel geeignete Heime (Abs. 3) bestehen (7) Die Entscheidung darüber, ob ein Schütz­
oder die Einrichtung solcher Heime beabsichtigt ling, der darum ersucht hat, in ein Heim aufge­
ist, für das folgende Kalenderjahr festzustellen, nommen werden soll, weil sonst wegen des 
bei wie vielen Schützlingen wegen des Fehlens Fehlens einer geeigneten Unterkunft der Zweck 
einer geeigneten Unterkunft der Zweck der .Be- der Bewährungshilfe voraussichtlich ni·cht erreicht 
währungshilfe voraussichtlich nicht erreicht wer- werden könnte, steht dem Bundesministerium 
den könnte. . - I für Justiz nach Anhörung des Leiters der Dienst-

(2) Auf Grund dieser Feststellung hat das stelle für Bewährungshilfe zu, in deren Sprengel 
Bundesministeriumfür Justiz jährlich mit I~er Schützling seinen Wohnsitz oder gewöhn-
privaten Vereinigungen, die sich bereit erklären, hchen Aufenthalt hat. . 
Schützlinge in geeignete Heime (Abs. 3) aufzu­
nehmen; Verträg~ . abzuschließen, worin eine V orgesetzte Behörde 

Vergütung des Aufwandes vereinbart wird,.der § 14. Die Dienststellen für Bewährungshilfe 
diesen Vereinigungen daraus erwächst, daß sie unterstehen unmittelbar dem .Bundesministerium 
in ein solches Heim Schützlinge aufnehmen, die i für Justiz. 
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4 989 der Beilagen 

ZWEITER ABSCHNITT 

Dur c h f.ü h r u ng der B e w ä h run g s-
h i I f e 

Vorbereitung der Bestellung eines Bewährungs­
helfers 

§ 15. Hegt das Gericht Zweifel, ob für einen 
Rechtsbrecher ein Bewährungshelfer zu bestellen 
sei, 'so hat es unter Bekanntgabe der bisherigen 
für die Beurteilung des Falles erforderlichen Ver­
fahrensergebnisse über die Zweckmäßigkeit einer 
solchen Anordnung eine Kußening des Leiters 
der Dienststelle für Bewährungshilfe einzuholen, 
in deren Sprengel der Rechtsbrecher seinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
Die Außerungdes Dienststellenleiters ist für das 
Gericht nicht verbindlich. 

Bestimmung des Bewährungshelfers 

§ 16. (1) In der Entscheidung, mit der ein Be­
währungshelfer bestellt wird (§§ 20 und 21 des 
Jugendgerichtsgesetzes 1961, BGBL Nr. 278), hat 
das Gericht mit Ausnahme der Fälle des Abs. 3 
auch die Person des Bewährungshelfers zu be-

1 gen des § 20, Abs. 4 und 5 des J ugendgeri~hts­
gesetzes 1961, BGBL Nr. 278, gelten dem Slune 
nach. 

Auswahl des Bewährungshelfers 

§ 17. (1) Als Bewährungshelfer darf nur eine 
solche Person hestimmt werden, die als haupt­
amtlich tätiger Bewährungshelfer für· jene 
'DienststeHe bestellt ist, in deren Sprengel der 
Rechtsbrecherseinen Wohnsitz oder gewöhn" 
lichen Aufenthalt hat, oder die als ehrenamtlich 
tätio-er Bewährungshelfer in das Verzeichnis (§ 12 
Abs~ 1) dieser Dienststelle eingetragen ist. , 

(2) Stehen mehrere Bewährungshelfer zur 
Verfügung, so ist derjenige auszuwählen, dessen 
Bestellung im Hinblick auf seine Kenntnisse und 
Fähigkeiten sowie im Hinblick aufdie Eigenart 
und die persönlichen Verhältnisse des Rechts~ 
brechers am besten geeignet erscheint, den Zweck 
der Bewährungshilfe zu erfüllen. 

(3) Ein hauptamtlich tätiger B~währungshel~er 
darf nicht mehr als 30 und em ehrenamthch 
tätiger Bewährungshelfer nicht mehr als fünf 
Schützlinge betreuen; hierauf ist bei der Auswahl 
Bedacht zu nehmen. 

stimmen. Belehrung des Rechtsbrechers über ,die ' 
(2) Vor jeder Entscheidung, mit der die Person Bewährungshilfe 

des Bewährungshelfers bestimmt wird, hat das h 
§ 18. Bestellt das Gericht einen Bewä rungs-

Gericht eine Außerung des Leiters der Dienst- helfer so hat es den Rechtsbrecher über die Be-
stelle für Bewährungshilfe, in deren Sprengel der, ' 

h d h \vährungshilfe zu belehren. ' Rechtsbrecher seinen Wo nsitz 0 er gewö n-
lichen Aufenthalt hat, darüber einzuholen, welche 
Person zum Bewährungshelfer bestimmt werden 
soll. Dem Dienststellenleiter sind die Ergebnisse 
des bisherigen Verfahrens so weit bekanntzu­
geben, als es zur Beurteilung des Falles erforder­
lich ist. Die Außerung des, Dienststellenleiters ist 
für das Gericht nicht verbindlich. 

(3) Liegt eine Außerung des Dienststellenleiters 
(Abs. 2) noch nicht vor oder erachtet das Ge­
richt noch Erhebungen über die Person des Be­
währungshelfers für erforderlich, so hat es die 
Person des Bewährungshelfers nach Rechtskraft 
der Entscheidung (Abs. 1) durch Beschluß zu be­
stimmen. 

(4) Findet vor der Bestimmung der Person des 
Bewährungshelfers noch eine Hauptverhandlung 
statt, so ,hat das Gericht die von ihm in Aus­
sicht genommene' Person dazu zu laden., 

(5) Das Gericht hat die Entscheidung, mit der 
die Person des Bewährungshelfers bestimmt wird, 
nach deren Rechtskraft dem Leiter der Dienst­
stelle für Bewährungshilfe zuzustellen, in dere~ 
Sprengel der Rechtsbrecher seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(6) Die Entscheidung, mit der die Person des 
Bewährungshelfers hestimmt wird, kann nur mit 
Beschwerde angefochten werden. Die Bcstimmun-

Rechte des Bewährungshelfers in Ausübung 
seines Amtes 

§ 19. (1) Der Bewährungshelfer hat das Recht, 
mit dem Schützling zusammenzutreffen. Ist es 
dem Bewährungshelfer sonst nicht ,möglich, mit 
dem Schützling zusammenzutreffen, so hat das 
Gericht auf Antrag des Bewährungshelfers den 
Schützling vorzuladen. 

(2) Wird eine Haft über den Schützling ver­
hängt oder eine über ihn verhängte Haft auf­
gehoben, so ist der Bewährungshelfer davon zu 
verständigen. Das Recht, einen, verhafteten 
Schützling zu besuchen, steht dem Bewährun:gs­
helfer in gleichem .Umfang zu wie einem Rechts­
beistand des Verhafteten. 

(3) Das Gericht hat dem Bewährungshelfer die 
erforderlichen Auskünfte über den Schützling zu 
erteilen und ihm Einsicht in die über den Schütz­
ling geführten Akten zu gewähren. 

(4) Erfordert es der' Zweck der 'Bewährungs­
hilfe, so haben der Erziehungsberechtigte, der ge­
setzliehe Vertreter, der Leiter der Schule, der 
Leiter der Berufsausbildung sowie der Dienst­
geber dem Bewährungshelfer_Auskunft über den 
Lebenswandel ' und' die ' •. Arheitsleistungdes 
Schützlings' zu erteilen; 
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(5) Ein ehrenamtlich tätiger Bewährungshelfer 
s~eht in Ausübung seines Amtes einer obrigkeit­
hchen Person im Sinne des § 68 des Strafgesetzes 
gleich. 

Pflichten des Bewährungshelfers in Ausübung 
seines Amtes . 

§ 20. (1) Der Bewährungshelfer hat seine Auf­
gaben mit tunlichster Schonung der Ehre des 
Schützlings zu erfüllen. 

(2) Der Bewährungshelfer hat dem Gericht 
vierteljährlich über seine Tätigkeit und seine 
Wahrnehmungen schriftlich zu berichten. Auf 
Anordnung des Gerichtes ist jedoch jeden Monat 
schriftlich oder mündlich Bericht zu erstatten, 
,;,enn dies wegen der Eigenart und der persön­
hchen Verhältnisse des Schützlings erforderlich 
ist, um den Zweck der Bewährungshilfe zu er­
reichen. 
, (3) Die schriftlichen Berichte sind im Wege der 

Dienststelle für Bewährungshilfe zu übermitteln. 
Der Dienststellenleiter hat die Berichte, wenn es 
nach seiner eigenen Kenntnis des Einzelfalles und 
nach seinen Kenntnissen und Erfahrungen auf 
dem Gebiete der Bewährungshilfe erforderlich 
ist, ergänzen zu lassen oder auch selbst zu er­
gänzen; die Ergänzu'ng ist als solch.e zu kenn­
zeichnen. 

(4) Der Bewährungshelfer hat die wesentlichen 
Vorkommnisse bei der Betreuung seines Schütz­
lings in einem Tagebuch festzuhalten. Aus dem 
Tagebuch müssen der Stand der Betreuung und 
die jeweiligen nächsten Zielsetzungen der Be­
treuungsarbeit jederzeit ersichtlich sein. 

. (5) Ein ehrenamtlich tätiger Bewährungshelfer 
1st, außer wenn er eine amtliche Mitteilung zu 
machen hat, jedermann gegenüber zur Ver­
scl:wiegenheit über die in Ausübung seiner Tätig­
keIt gemachten Wahrnehmungen verpflichtet so­
weit die Geheimhaltung im Interesse eines' Be­
teiligten erforderlich ist. Die VerletzUIig dieser 
Pflicht ist ebenso zu bestrafen wie eine gesetz­
widrige Verlautbarung (§ 309 des Strafgesetzes). 

Arbeitszeit und Dienststunden der Bewährungs­
helfer 

§ 21. (1) Die wöchentliche Arbeitszeit der 
hauptamtlich tätigen Bewährungshelfer und an­
derer in der Dienststelle für Bewährungshilfe 
beschäftigter Personen hat der für die übrigen 
Bundesbediensteten zu entsprechen. 

(2) Der hauptamtlich tätige Bewährungshelfer 
hat in der Diensstelle insoweit anwesend zu sein 
als es zur gewissenhaften Ausführung seiner dor~ 
zu verrichtenden Dienstobliegenheiten erforder­
lich ist. Im übrigen ist er bei seiner Tätigkeit an 
keine festen Dienststunden gebunden. 

Wechsel in der Person des Bewährungshelfers 

§ 22. (1) Das Gericht hat den einem Rechts­
brecher bestellten Bewährungshelfer zu entheben 
und an seiner Stelle einen anderen Bewährungs­
helfer zu bestimmen: 

1. wenn der hauptamtlich tätige Bewährungs­
helfer aus dem Dienststand ausscheidet oder für 
eine andere Dienststelle bestellt wird oder der 
ehrenamtlich tätige Bewährungshelfer aus dem 
Verzeichnis (§ 12 Abs. 1) ausgeschieden wird, 
oder 

2. wenn der Bewährungshelfer wegen seines 
Gesundheitszustandes oder aus anderen Gründen 
voraussichtlich für einen sechs Wochen überstei­
genden Zeitraum verhindert ist, dem Schützling 
weiterhin Bewährungshilfe zu leisten, oder wenn 
der Bewährungshelfer hiezu nicht geeignet ist. 

(2) Nimmt der Schützling seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt im Sprengel einer 
anderen Dienststelle für Bewährungshilfe, so hat 
das Gericht den bisher bestellten Bewährungs­
helfer zu entheben und an seiner Stelle einen 
Bewährungshelfer der nunmehr zuständigen 
Dienststelle (§ 17 Abs. 1) zu bestimmen, es sei 
denn, daß die Fortführung der Bewährungshilfe 
durch den bisher bestellten Bewährungshelfer 
zweckmäßiger erscheint und wirtschaftlich ge­
rechtfertigt ist. 

(3) Der Bewährungshelfer hat das Gericht un­
verzüglich davon zu verständigen, wenn der 
Schützling den Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf­
enthalt im Sprengel einer anderen Dienststelle 
der Bewährungshilfe nimmt. 

(4) § 16 Abs. 2, 5 und 6 dieses Bundesgesetzes 
ist anzuwenden. 

(5) Endet die Bewährungshilfe mit dem Ab­
lauf der Probezeit oder wird sie früher aufge­
hoben (§ 20 Abs. 2 des Jugendgerichtsgesetzes 
1961, BGBl. Nr. 278), so hat das Gericht den 
Bewährungshelfer zu entheben und dies dem 
Leiter der zuständigen Dienststelle für Bewäh­
rungshilfe (§ 17 Abs. 1) mitzuteilen. 

Zuständigkeit 

§ 23. Die im zweiten Abschnitt bezeichneten 
Amtshandlungen des Gerichtes obliegen dem Ge­
richt, das für die Bestellung eines Bewährungs.., 
helfers zuständig ist (§§ 20 und 21 des Jugerid­
gerichtsgesetzes 1961, BGB!. Nr. 278). 

. DRITTER ABSCHNITT 

Mit wir k u n g p r i v a t e r Ver ein i-
gungen 

Vorläufige Führung der Bewährungshilfe durd. 
private Vereinigungen 

§ 24. (1) Das Bundesministerium für Justiz 
kann bis zu dem nach § 27 zu bestimmenden 

2 
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Tag die Besorgung der Aufgaben der im ersten 
Abschnitt dieses Bundesgesetzes vorgesehenen 
Einrichtungen für den Bereich einer oder meh­
rerer Dienststellen einer privaten Vereinigung 
übertragen, die in der Bewährungshilfe tätig ist, 
über ähnliche Einrichtungen verfügt und zur 
Mitarbeit bei der Führung und beim Aufbau 
der Bewährungshilfe bereit ist. 

(2) Solange in einem Bundesland die vorläufige 
Führung der Bewäh~ungshilfe privaten Vereini­
gungen übertragen ist, sind in diei>em Bundes­
land die Vorschriften des zweiten Abschnittes 
dieses Bundesgesetzes mit folgender Maßgabe an­
zuwenden: 

1. An die Stelle des Leiters der Dienststelle für 
Bewährungshilfe tritt der Leiter der Geschäfts­
stelle der Vereinigung, der die Führung der Be­
währungshilfe im Sprengel der Dienststelle über­
tragen ist. 

2. Die §§ 17 Abs. 3 und 21 sind dem Sinne 
nach auf die ehernamtlich tätigen Bewährungs­
helfer anzuwenden, die im Rahmen einer pri­
vaten Vereinigung gleich einem hauptamtlich 
tätigen Bewährungshelfer beschäftigt werden. 

Ersatz des Aufwandes 

§ 25. (1) Das Bundesministerium für Justiz hat 
den vermutlichen Aufwand, der privaten Ver­
einigungen aus der Führung der Bewährungs­
hilfe (§ 24) erwächst, den Vereinigungeni auf 
Grund ihrer Voranschläge unter Zugrundelegung 
einer sparsamen, wirtschaftlichen und zweck­
mäßigen Verwaltung aus den im jeweiligen Bun­
desfinanzgesetz vorgesehenen Aufwandskrediten 
für Bewährungshilfe vorschußweise ~u vergüten. 

(2) § 13 Abs. 5 und 6 dieses Bundesgesetzes 
ist dem Sinne nach anzuwenden. 

Zuteilung von Beamten und Vertragsbedienste­
ten für die Bewährungshilfe 

4. der Beamte oder Vertragsbedienstete mit 
der Zuteilung einverstanden ist und 

5. die Beschäftigung des Bediensteten in jenem 
Umfang gesichert ist, wie sie für den hauptamt­
lich tätigen Bewährungshelfer vorgesehen ist 
(§ 21 Abs. 1). 

Übergangsbestimmung 

§ 27. Der Tag, an dem in einem Bundesland 
oder in mehreren Bundesländern der Aufbau 
der im ersten Abschnitt dieses Bundesgesetzes 
vorgesehenen Einrichtungen der Bewährungs­
hilfe abgeschlossen ist, wird durch Bundesgesetz 
bestimmt. 

VIERTER ABSCHNITT 

Xnderungen des Gesetzes über die 
b e d i n g t e Ver u r t eil u n g 1949 und des 

Jugendgerichtsgesetzes 1961 

Xnderungen des Gesetzes über die bediogte Ver­
urteilung 1949 

§ 28. Das Gesetz über die bedingte Verurtei­
lung 1949, BGBL Nr. 277, wird ergänzt wie 
folgt: 

1. § 3 Abs. 1 Z. 1 hat zu lauten: 

,,1. wenn der Verurteilte den Weisungen des 
Gerichtes trotz förmlicher Mahnung aus bösem 
Willen nicht nachkommt oder sich beharrlich 
der Schutzaufsicht oder der Bewährungshilfe ent­
zieht;". 

2. § 14 Abs. 1 Z. 1 hat zu lauten: 

,,1. wenn der Entlassene seinen Weisungen 
trotz förmlicher Mahnung aus 'bösem Willen 
nicht nachkommt oder sich beharrlich der 
Schutzaufsicht oder der Bewährungshilfe ent­
zieht;". 

Xnderungen des Jugendgerichtsgesetzes 1961 

§ 29. Das Jugendgerichtsgesetz 1961, BGBl. 
Nr. 278, wird geändert wie folgt: 

1. § 19 Abs. 2 hat zu lauten: 

§ 26. (1) Das Bundesministerium für Justiz hat 
geeignete Beamte und Vertragsbedienstete seines 
Verwaltungsbereiches Zur Erfüllung von Auf­
gaben der Bewährungshilfe einer von einer pri­
vaten Vereinigung eingerichteten Geschäftsstelle 
für Bewährungshilfe zur Dienstleistung zuzutei­
len, wenn 

,,(2) Für die Durchführung der Bewährungs-
1. der Vereinigung die vorläufige Führung der hilfe gelten die Bestimmungen des Bundesgesetzes 

Bewährungshilfe überlassen ist, über die Bewährungshilfe, BGBL Nr. 000/1968.« 

2. die Vereinigung eine gutächtliche Xußerung 
erstattet, wonach der in Betracht kommende Be­
dienstete zur Erfüllung von Aufgaben der Be­
währungshilfe voraussichtlich geeignet ist, 

3. eine solche Zuteilung im dienstlichen Inter­
esse liegt, 

2. § 19 Abs. ,3 entfällt. 

3. § 21 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Im übrigen gelten die Bestimmungen für 
die Bewährunshilfe auch für die vorläufige Be­
währungshilfe. " 
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4. § 41 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Neben den im § 230 der Strafprozeß­
ordnung 1960 genannten Personen können im 
Falle eines Ausschlusses der Offentlichkeit nach 
Abs. 1 auch der gesetzliche Vertreter des J ugend­
lichen, die Erziehungsberechtigten sowie Ver­
treter der Bezirksverwaltungsbehörde (Jugend­
amt), der Jugendgerichtshilfe und der dem 
Jugendlichen bestellte Bewährungshelfer der 
nichtöff·entlicheri Sitzung beiwohnen." 

5. Im § 44 hat Abs. 2 zu lauten: 

,,(2) Ist einem Rechtsbrecher die Weisung er­
teilt worden, sich einer notwendigen ärztlichen 
Behandlung zu unterziehen (§ 18 Abs. :I: dieses 
Bundesgesetzes) und hat der Rechtsbrecher nicht 
Anspruch auf entsprechende Leistungen aus einer 
Krankenversicherung, so hat die Kosten der Be­
handlung der Bund zu übernehmen, jedoch nur 
bis zu dem Ausmaß, in dem die Versicherungs­
anstalt öffentlich Bediensteter für die Kosten 
aufkäme, wenn der Schützling in der Kranken­
versicherung der Bundesangestellten versichert 
wäre; einen Behandlungsbeitrag (§ 63 Abs. 4 des 
Beamten-Kranken- und Unfallversicherungs­
gesetzes, BGBL Nr. 200/1967) hat der Schütz­
ling nicht zu erbringen. Die Entscheidung über 
die übernahme der Kosten steht dem in § -20 
Abs. 3 dieses Bundesgesetzes bestimmten Gericht 

6. § 51 hat zu lauten: 

"Verteidigung des ßeschuldigten durch Organe 
der Jugendgerichtshilfe 

§ 51. Im Strafverfahren wegen einer Jugend­
straftat kann das Gericht die Organe der Jugend­
gerichtshilfe auch damit betrauen, dem Beschul­
digten durch übernahme der Verteidigung (§ 38 
Abs. 2 dieses Bundesgesetzes) Beistand zu 
leisten." 

7. Im § 59 entfällt Abs. 2; die bisherigen 
Abs. 3 bis 5 erhalten die Absatzbezeichnungen 
,,(2)" bis ,,(4)". 

FüNFTER ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

Inkrafttreten 

§ 30. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jän­
ner 1969 in Kraft. 

(2) Soweit das Bundesministerium für Justiz 
bereits vor dem Inkrafttreten dieses Bundes­
gesetzes entsprechende Maßnahmen zur Voll­
ziehung des IV. Hauptstückes des Jugendgerichts­
gesetzes 1961, BGBl. Nr. 278, getroffen hat, 
gelten diese als Maßnahmen im Sinne der §§ 24 
Abs. 1, 25 und 26 dieses Bundesgesetzes. 

Vollziehung 

zu."; § 31. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
der bisherige Abs. 2 erhält die Absatzbezeich- gesetzes ist das Bundesministerium für Justiz be-

nung ,,(3)". traut. 

989 der Beilagen XI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 7 von 24

www.parlament.gv.at



8 989 der Beilagen 

Erläuternde Bemerkungen 

Einleitung die im Zusammenhang damit bis dahin vorge-
L Mit dem vorliegenden Entwurf eines Bun- sehen,e Schutzaufsicht durch die Bewährungshilfe 

desgesetzes über die Bewährungshilfe soll die ersetzt (§ 17 1. c.). 
Verwirklichung eines Vorhabens in die Wege ge- Mußte man bereits bei der Einridltung der 
leitet werden, das der Bundesgesetzgeber bereits Schutzaufsicht die Heranziehung eigens für diese 
im Jugendgerichtsgesetz 1961, BGBI. Nr. 278, an- Aufgabe bestellter Beamter ins Auge fassen, so 
gekündigt hat. Nach § 19 Abs. 3 erSber Satz gilt dies umsomehr für die Bewährungshilfe. 
dieses Gesetzes sind "bis zur Erlassung eines Eine wirksame Bewährungshilfe setzt auf der 

. I!undesgesetzes über die Bewährungshilfe zur Seite des Helfers nicht nur guten Willen, sondern 
Bewährungshilfe freiwillige, ehrenamtli-ch'<! I auch ein beträdltliches Maß an Fähigkeiten und 
Helfer heranzuziehen". Aus dieser Vorsd1rift er- Kenntnissen voraus. Hiezu bedarf es im all ge­
gibt sim mittelbar zugleim der wesentliche Inhalt meinen einer e~tspredlenden A~sb~ldung. Einer 
des in Aussicht genommenen Gesetzes, nämlich soJ.chen pflegt SIch aber nur deqemge zu unter­
die Ergänzung der freiwilligen, ehrenamtlidl ziehen, der die Bewährungshilfe als Hauptberuf 
tätigen Helfer durch hauptamtlich tätige Be- ausüben will. Soll die Bewährungshilfe erfolgreim 
währungshelfer. Der Gedanke einer solchen Er- wirken können, so müssen ihr neben freiwilligen, 
gänzung geht }edoch bereits auf das Gesetz über ehrenamtlichen Helfern audl hauptberuflidl 
die bedingte Verurteilung vom Jahre 1920, tätige Kräfte zur Verfügung stehen. Diesem Er­
StGB!. Nr. 373, zurück. Nach § 10 Abs. 2 erster fordernis trägt die Einrichtung einer durch Bun­
Satz dieses Gesetzes sollten für die Zwecke der desbedienstete zu versehenden hauptamtlichen 
Schutzaufsidlt "nach Bedarf" eigene Sdlutzauf- Bewährungshilfe am besten Redlnung. Im 
sichtsbeamte bestellt werden können. Die Schutz- gleichen Sinne haben sich audl die österreidlische 
aufsicht des Gesetzes über die bedingte Ver- Strafredltskommission und in einer auf der 
urteilung hat im wesentlimen die gleidle Aufgabe 4. Tagung der österreidlischen Jugendridlter in 
wie die Bewährungshilfe des Jugendgerichtsge- Linz im Jahre 1962 gefaßten Entsdlließung die 
setz es 1961: Nadl § 1 Abs. 1 der Vollzugsan- in der Fadlgruppe Jugendridlter und Jugend­
weisung zur Durchführung des Gesetzes über die staatsanwälte der österreichischen Ridlterver­
bedingte Verurteilung, StGB!. Nr. 438/1920, ist einigung vereinigten Richter und Staatsanwälte 
"nidlt der Sdlutz der Gesellsdlaf~ gegen den Ver- ausgesprodlen. 
urteilten, sondern der Schutz des bedingt Ver-I H. Der Entwurf sieht daher vor allem dieEin­
urteilten gegen die Gefahr des Rückfalles der ridltung einer solchen hauptamtlidlen Bewäh­
unmittelbare Zweck der SdlUtzaufsimt". Da je- rungshilfe vor. Danach sollen zu hauptamtlidl 
dodl der Ausdruck "Schutzaufsicht" die uner- tätigen Bewährungshelfern Bundesbedienstete be­
wünsdlte Gedankenverbindung zu "Schutzhaft" stellt werden, die die Anstellungserfordernisse 
und "Polizeiaufsidlt" nahelegt, zieht man neuer- für die Dienstzweige "Famdienst der Bewäh­
dings den Ausdruck "Bewährungshilfe" vor. Dem rungshilfe", "Sozialer Betreuungsdienst in Justiz­
Wedlsel im Ausdruck entspricht dabei insofern anstalten" oder "Höherer Dienst in Justizan­
audl ein Wechsel im Gegenstand, als in der Be- stalten" aufweisen (§ 2). Den Schwerpunkt in 
währungshilfe die Bemühungen um den Redlts- organisatorischer Hinsicht sollen Dienststellen 
bremer nachhaltiger sind, insbesondere das für BewährJlngshilfe bilden, die an den Sitzen der 
Moment des persönlichen Kontaktes zwischen in Strafsadlen tätigen Geridltshöfe erster Instanz 
Helfer und Schützling stärker in den Vorder- errimtet werden (§ 3). Die Leitung dieser Dienst­
grund tritt. Das Jugel1dgerichtsgesetz 1961 hat stellen soll höher qualifizierten hauptamtlich 
ciementspredlend für alle in seinem Bereich in tätigen Bewährungshelfern zustehen (§ 4). Die 
Betracht kommenden bedingten Strafremtsfolgen Dienststellenleiter sollen die Bewährungshelfer 
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unterstützen, überwachen und durch W·eisungen 
anleiten (§ 5). Sie sollen insbesondel'e mit ihnen 
regelmäßig Besprechungen abhalten, an denen 
erforderlichenfalls auch Psychiater oder Psycho­
logen als Berater teilnehmen sollen (§§ 7, 8). In 
Ausübung ihres Amtes sollen die Bewährungs­
helfer dem Dienststellenleiter und dem Bundes­
ministerium für Justiz weisungsmäßig unterge-
ordnet sein. . 

Neben den hauptamtlich tätigen Bewährungs­
helfern sollen auch weiterhin ehrenamtlich tätige 
Helfer herangezogen werden (§ 1). Die Auf­
wandsentschädigungen, die diesen Helfern schon 
bisher gewährt worden sind, sollen ihnen künftig 
von Gesetzes wegen zustehen (§ 12). 

IH. Bei der Einrichtung der hauptamtlichen 
Bewährungshilfe kann auf keine derzeit schon 
bestehende staatliche Einrichtung zurückgegriffen 
werden. Die Vorschriften des Gesetzes über die 
bedingte Verurteilung über die Schutzaufsichts­
beamten sind derzeit praktisch totes Recht. Für 
den Bereich der Jugendstrafrechtspflege aber hat 
§ 19 Abs. 3 erster Satz JGG. 1961 ausdrücklich 
angeordnet, daß bis zur Erlassung eines Bundes­
gesetzes über ~ die Bewährunghilfe zur Be­
währungshilfe ausschließlich freiwillige, ehren­
amtliche Helfer heranzuziehen sind. Allerdings 
können nach § 51 Z. 2 desselben Gesetzes auch 
die Organe der Jugendgerichtshilfe damit. betraut 
werden, Bewährungshilfe zu leisten. Von dieser 
Vorschrift wird jedoch auch, soweit überhaupt 
besondere Einrichtungen für Jugendgerichtshilfe 
bestehen, kaum Gebrauch gemacht. Der Schwer­
punkt der Jugendgerichtshilfe liegt vielmehr in 
der Durchführung von Erhebungen über die per­
sönlichen Verhältnisse jugendlicher Rechtsbrecher 
iin Zuge eines Strafverfahrens. 

Wohl aber können und sollen beim Aufbau 
der staatlichen Bewährungshilfe diejenigen priva­
ten Vereinigungen herangezogen werden, die sich 
seit vielen Jahren mit Unterstützung des Bundes­
ministeriums für Justiz darum bemühen, bereits 
im Rahmen der bestehenden gesetzlichen Vor­
schriften eine Bewährungshilfe zu verwirklichen, 
deren Leistungen denen einer hauptamtlichen 
Bewährungshilfe nahekommen. Dank dieser Be­
mühungen war es in einem von Jahr zu Jahr 
wachsenden Umfang und ist es derzeit nahezu 
bereits im ganzen Bundesgebiet möglich, einer 
großen Zahl jugendlicher Rechtsbrecher, die des­
sen bedürfen, einen geeigneten und seinerseits 
wieder unterstützten und überwachten Be­
währungshelfer zu bestellen. 

Gleich.wohl wird die Einrichtung der haupt­
amtlichen Bewährungshelfer nicht ohne über­
gang erfolgen können. Das erforderliche Personal 
muß erst gewonnen, die erforderlichen Dienst­
stellen müssen erst errichtet werden. Der Aufbau 
der hauptamtlichen Bewährunghilfe im ganzen 

Bundesgebiet wird erst in einigen Jahren abge­
schlossen sein. Bis dahin wird sich der Bund 
im Bereich der Bewährungshilfe so wie bisher auf 
die in diesem Bereich tätigen privaten Vereini­
gungen und die im Rahmen dieser Vereinigun­
gen hauptberuflich oder unter ihrer Führung 
ehrenamtlich tätigen Bewährungshelfer stützen 
müssen. Auch hiefür will der Entwurf Vorsorge 
treffen (§ 24 ff.). 

IV. Das Jugendgerichtsgesetz 1961 regelt im 
§ 17 die Voraussetzungen der Bewährungshilfe, 
im § 21 die Voraussetzungen der vorläufigen Be­
währungshilfe und im § 19 das Wesen der Be­
währungshilfe. Das Jugendgerichtsgesetz .1961 
hat aber darauf verzichtet, die Durchführung 
der Bewährungshilfe näher zu regeln. Die Er­
fahrungen seit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
haben gezeigt, daß eine solche Regelung sowohl 
möglich als auch zweckmäßig wäI'e. Bei Ein­
richtung einer hauptamtlichen Bewährungshilfe 
ist eine nähere Regelung überhaupt unentbehr­
lich. 

Der Entwurf behandelt daher sowohl di,e Vor­
bereitung der Bestellung eines Bewährungshelfers 
(§ 15), die Bestimmung der Person des Be­
währungshelfers. (§§ 16 f.) und die Belehrung 
des Rechtsbrechers über die Bewährungshilfe 
(§ 18) als auch die Rechte und Pflichten des Be­
währungshelfers in Ausübung seines Amtes 
(§§ 19 ff.). 

V. Mit dem vorliegenden Entwurf soll den 
Organen der Bundesgesetzgebung eine Handhabe 
geboten werden, um in einem wichtigen Voll­
ziehungsbereich des Bundes die durch die Ver­
fassung geforderte gesetzliche Grundlage für die 
V ollz~ehung zu schaffen. Daß es sich bei der ge­
genständlichen Materie um eine solche handelt, 
die nach Art. 10 Abs. 1 Z. 6 (Strafrechtswesen) 
B.-VG. in der Fassung von 1929 in Gesetz­
gebung und Vollziehung dem Bund zusteht, ist 
durch das unter BGBl. Nr. 167/1968 kundge­
machte Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes 
K II-2/67 festgestellt worden. 

Das Bundesministerium für Justiz war darüber 
hinaus bei der Ausarbeitung des Entwurfes in 
besonderem Maße darum bemüht, den Grund­
sätzen der Bundesverfassung Rechnung zu tra­
gen. Soweit es rechtspolitisch vertretbar erschien, 
ist auf Ermessensbestimmungen verzichtet und 
sind unbestimmte, wertausfüllungsbedürftige Be­
griffe vermieden worden. Daß dabei die vorge­
schlagenen Regelungen mitunter umständlicher 
erscheinen, als dies in einem weniger auf Rechts­
klarheit bedachten Entwurf der Fall wäre, mußte 
in Kauf genommen werden. In diesem Zusam­
menhang sind besonders die Vorschriften de! 
Entwurfes hervorzuheben, durch die eine der 
neueren Verwaltungsrechtslehre entsprechende 
gesetzliche Grundlage für die Förderung der auf 
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dem Gebiete der Bewährungshilfe tätigen priva .. 
ten Vereinigungen durch den Bund geschaffen 
werden soll (§§ 13, 25 f.; vgl. auch § 30). 

VI. Im übrigen wird auf die Erläuternden Be­
merkungen zu den einzelnen Paragraphen des 
Entwurfes hingewiesen. 

ERSTER ABSCHNITT 

reicht, müssen Schutzaufsichtsbeamte bestellt 
werden." 

In Ausführung d~s Gesetzes ergingen die Voll­
zugsanweisung zur Durchführung des Gesetzes 
über die bedingte Verurteilung, StGBl. Nr. 438/ 
1920, und die Verordnung über die bedingte 
Entlassung, BGBL Nr. 298/1921. Die Vollzugs­
anweisungenthält neben anderen Vorschriften 
über die Schutzaufsicht auch solche über die 

I 
Per S 0 n e nun cl Ein r ich tun gen cl e r Schutzaufsichtsbeamten. Diese sind durch den Er-

Be w ä h run g s h i 1 f e laß des Bundesministeriums für Justiz über die 
Entlassung Strafgefangener, Z. 30.567/1922, und 

Vorbemerkungen zu den §§ 1 bis 14 durch den Erlaß des Bundeskanzleramtes über die 
Der erste Abschnitt des Entwurfes enthält Bestellung und Entlohnung der Schutzaufsichts­

Vorschriften über die in der Bewährungshilfe beamten außerhalb Wiens, Z. 116.609/1925 {der 
tätigen Personen (§§ 1 f., 4 ff., 12) und über die später Abänderungen erfahren hat), näher ausge­
Einrichtungen, in deren Rahmen sich diese Tätig.. führt worden. Nach § 4 der Vollzugsanweisung 
keit entfalten soll oder die sonst mit dieser gehört die Führung der Schutzaufsicht über 
Tätigkeit im Zusammenhang stehen (§§ 3, 9 ff., . jugendliche Personen zu' den Aufgaben der 
13 f.). Jugendgerichtshilfe. § 7 legt die Vorschrift des 

§ 1 - Bewährungshelfer 

§ 1 legt den Grundsatz fest, daß zur Be­
währungshilfe, deren Voraussetzungen und Auf­
gaben weiterhin im Jugendgerichtsgesetz 1961 
geregelt werden sollen, sowohl hauptamtlich als 
auch ehrenamtlich tätige Bewährungshelfer 
heranzuziehen sind. Damit werden zwei wichtige 
Entscheidungen getroffen: Einmal die Entschei­
dung, daß es anders als bisher künftig haupt­
amtlich tätige Bewährungshelfer geben soll. Zum 
anderen die Entscheidung, daß neben diesen 
hauptamtlich tätigen Bewährungshelfern auch 
weiterhin ehrenamtlich tätige Helfer herange­
zogen werden sollen. Zur ersten Entscheidung 
ist auf die Erläuternden Bemerkungen zu § 2, 
zur zweiten auf die Erläuternden Bemerkungen 
zu § 12 hinzuweisen. Unter welchen Voraus­
setzungen zur Bewährungshilfe ein hauptamtlich 
oder ehrenamtlich tätiger Bewährungshelfer her­
angezogen werden soll, ergibt sich aus § 17. 

§ 2 - Hauptamtlich tätige Bewährungshelfer 

I. Nach § 10 Abs. 1 des Gesetzes über die 
bedingte Verurteilung vom Jahre 1920 
sind mit der Schutzaufsicht Personen, Ämter, 
Anstalten und Vereine zu betrauen, die sich der 
Waisenpflege, Jugendfürsorge oder der Fürsorge 
für entlassene Gefangene widmen und zur über­
nahme der Aufsicht bereit sind. 

Abs. 2 erster Satz desselben Paragraphen fügt 
jedoch hinzu: "Nach Bedarf können die Bundes­

·sicherheitsbehörden eigene Schutzaufsichtsbeamte 
bestellen." In der Begründung zur Regierungs­
vorlage des Gesetzes hatte es in diesem Zusam­
menhang ausdrücklich geheißen (961 der Beilagen 
zu den stenographischen Protokollen der Kon­
stituierenden Nationalversammlung, S. 14): "So­
weit die freiwillige Fürsorgetätigkeit nicht aus-

§ 11 Abs. 2 des Gesetzes über die bedingte Ver­
urteilung im Sinne der Begründung zur Regie­
rungsvorlage dahin aus, daß die staatlichen 
Sicherheitsbehörden Schutzaufsichtsbeamte zu be­
stellen haben, insoweit den Gerichten Organe der 
freiwilligen Fürsorge nicht oder nicht in aus­
reichender Zahl zur Verfügung stehen. Die Ver­
ordnung über die bedingte Entlassung ist im 
vorliegenden Zusammenhang deshalb bemerkens­
wert, weil ihrem § 6 Abs. 3 zufolge mit der 
Schutzaufsicht über Entlassene, die das 18. Le­
bensjahr schon vollendet haben, in erster Linie 
die Fürsorgeämter der Bundesbehörden für den 
Sicherheitsdienst und die von ihnen bestellten 
Schutzaufsichtsbeamten zu betrauen waren. 

11. Nachdem seit dem Jahre 1938 keine Schutz­
aufsichtsbeamten mehr bestellt worden waren, 
hat der Gedanke einer Schutzaufsicht durch 
eigens dafür ausgebildete Personen erst wieder im 
Zusammenhang mit den Bestrebungen, die 
Schutzaufsicht in eine Bewährungshilfe umzu­
wandeln, neue Auftriebe erfahren. In diesem Zu­
sammenhang hat sich in zunehmendem Maße 
die Erkenntnis durchgesetzt, daß eine wirksame 
Betreuung des Rechtsbrechers in der Probezeit 
nicht nur einen nachhaltigeren persönlichen Kon­
takt des Bewährungshelfers mit seinem Schütz­
ling, sondern auch ein größeres Maß an Fähig­
keiten und Kenntnissen auf der Seite des Be­
währungshelfers voraussetzt. Die erste dieser 
Voraussetzungen kann auch. von Personen er­
füllt werden, die die Bewährungshilfe lediglich 
neben ihrer soristigen Tätigkeit ausüben. Hin­
sichtiich der zweiten Voraussetzung wird dies 
jedoch bei 'Solchen Personen zumeist nur in 
einem beschränkten Außmaß der Fall sein. Dies 
deshalb, weil es zur E,r1angung und Festigung der 
erwähnten Fähigkeiten und Kenntnisse im allge­
meinen einer entsprechenden Ausbildung bedarf. 
Einer solchen Ausbildung pflegt sich jedoch nur 
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zu unterziehen, wer die Bewährungshilfe als 
Hauptberuf ausüben will. Die erforderliche 
Schulung und Weiterbildung erscheint darum bei 
solchen Personen am besten gewährleistet. 

IH. Um entsprechend ausgebildete hauptberuf­
lich als solche tätige Bewährungshelfer zur Be­
währungshilfe heranziehen zu können, wäre es 
an sich nicht erforderlich, einen eigenen Beamten­
körper ins Leben zu rufen. Man könnte auch 
daran denken, die Aufnahme, Schulung und 
sonstige Betreuung geeigneter Personen priva­
ten Vereinigungen zu überlassen.' In der Tat wird 
dieses System im Ausland verschiedentlich ge­
handhabt. Auch in Österreich werden die Auf­
gaben einer Organisation der Bewährungshilfe 
derzeit zum Teil in ähnlicher Weise wahrgenom­
men. 

Als Dauerlösung begegnet das erwähnte System 
jedoch verschiedenen Bedenken. Erstens ist die 
Bewährungshilfe eine Aufgabe der Strafrechts­
pflege und damit eine Aufgabe, deren Vollzie­
hung, wie schon in der Einleitung erwähnt, nach 
Art. 10 Abs. 1 Z. 6 B.-VG. in der Fassung von 
1929 Sache des Bundes ist. Aufgaben des Bundes 
sollen aber auf dieser Ebene nach Möglichkeit 
durch ständig angestellte Organwalter und nicht 
durch Personen wahrgenommen werden, die nur 
von Fall zu Fall bestellt werden. Zweitens be­
dürfen private Vereinigungen, um die ihnen 
zugedachten Aufgaben erfüllen. zu können, sehr 
beträchtlicher Mittel, die ihnen nur der Bund 
zur Verfügung stellen könnte. Nach der der­
zeitigen übung stellt der Bund den in Betracht 
kommenden Vereinigungen nicht nur Geldmittel 
zur Verfügung, sondern es werden darüber hin­
.us zum Teil auch Beamte bei voller Weiter­
zahlung der ihnen gebührenden Bezüge dienst­
frei gestellt, damit sie im Rahmen einer solchen 
privaten Vereinigung als Bewährungshelfer tätig 
sein können. Wenn jedoch in diesem Zusammen­
hang schon Bundesmittel und Personal des Bun­
des in Anspruch genommen werden mÜ'ssen, so 
liegt es wohl näher, die gesamte Einrichtung als 
eine solche des Bundes zu gestalten. Das bisherige 
System soll daher nach einer übergangszeit durch 
ein System abgelöst werden, in dem ~ie haupt­
amtlich tätigen Bewährungshelfer Beamte (oder 
Vertrags bedienstete) des Bundes sind. 

Dieses Ergebnis der angestellten überlegun­
gen I entspricht sowohl den Vorschlägen der 
österreichischen Strafrechtskommission, denen 
zufolge "zu Bewährungshelfern in· der Regel 
eigene dazu ausgebildete Beamte des Bundes zu 
bestellen" wären (vgl. S. 152 der Erläuternden 
Bemerkungen zur Regierungsvorlage eines Straf­
gesetzbuches, 706 der Beilagen zu den steno­
graphischen Protokollen des Nationalrates, XI. 
GP.), als auch der auf der 4. Tagung der öster~ 
reichischen Jugendrichter in Linz im Jahre 1962 

gefaßten Entschließung, in einem Bundesgesetz 
über die Bewährungshilfe "die Bereitstellung 
hauptamtlicher, gut ausgebildeter, dienstrecht­
lich entsprechend eingestufter Bewährungshelfer" 
zu verwirklichen. 

IV. Im Sinne der vorstehenden Ausführungen 
bestimmt der vorliegende Entwurf, daß für jede 
Dienststelle für Bewährungshilfe (§ 2) hauptamt­
lich tätige Bewährungshelfer zu bestellen sind, 
und zwar als Beamte oder Vertragsbedienstete 
des Bundes. 

Nach Art. 65 Abs. 2 lit. a B.-VG. in der Fas­
sung von 1929 steht die Ernennung der Bundes­
angestellten dem Bundespräsidenten zu. Auf 
Grund des Art. 66 Abs. 1 B.-VG. in der Fassung 
von 1929 in Verbindung mit der Entschließung 
des Bundespräsidenten BGBI. Nr. 312/1924 und 
der durch das Gehaltsgesetz 1956, BGBL Nr. 54, 
vorgenommenen Anderung des Dienstklassen­
systems ist allerdings die Ernennung der Beamten 
der allgemeinen Verwaltung auf Dienstposten 
der 1. bis VII. Dienstklasse den Mitgliedern der 
Bundesregierung für ihren Verwaltungsbereich 
übertragen. Diese Rechtslage kann jedoch, da sie 
auf einer widerruflichen Ermächtigung des Bun­
despräsidenten beruht, im Text eines Bundes­
gesetzes nicht vorweggenommen werden. Der 
Entwurf begnügt sich daher damit, die Bestellung 
als solche vorzuschreiben. Die gewählte Aus­
drucksweise schließt nicht aus, daß eine Person 
unmittelbar als Bewährungshelfer in den Staats­
dienst aufgenommen wird. Daß es sich dab~i um 
eine Bestellung für den Verwaltungsbereich des 
Bundesministeriums für Justiz handelt, ergibt 
sich jedenfals aus der Vollzugsklausel (§ 31). 

Die Zahl der auf Grund dieser Bestimmung 
zu bestellenden Personen richtet sich einerseits 
nach der Zahl der Fälle, in denen die Gerichte 
Bewährungshilfe anordnen, anderseits danach, 
wie. viele der zu betreuenden Rechtsbrecher von 
ehrenamtlich tätigen Bewährungshelfern betreut 
werden können und wie viele ehrenamtlich 
tätige Helfer zur Verfügung stehen. Dabei darf 
nicht außer acht gelassen werden, daß die Ge­
richte umso häufiger die Bestellung eines Be­
währungshelfers anordnen werden, je weiter der 
Ausbau der B'ewährungshilfe voranschreitet. Unter 
Berücksichtigung all dieser Erwägungen ist anzu­
nehmen, daß nach Abschluß des Aufbaues der 
Bewährungshilfe im ganzen Bundesgebiet mit 
etwa 75 hauptamtlich tätigen Bewährungshelfern 
das Auslangen gefunden werden kann (siehe auch 
die Ausführungen zu den finanziellen Auswir­
kungen des Gesetzes am Ende der Erläuternden 
Bemerkungen). . 

Die allgemeinen Anstellungserfordernisse sind 
für die Beamben des Bundes in der Dienst­
pragmatik, RGBl. Nr. 15/1914, für die Vertrags­
bediensteten des Bundes· im Vertragsbediensteten­
gesetz, BGBl. Nr. 86/1948, festgelegt. Als Be-
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währungshelfer soll nur bestellt werden dürfen, einer entsprechenden Organisation. Dies aus ver­
wer über diese Erfordernisse hinaus entweder die schiedenen Gründen. So muß Vorsorge dafür ge­
Anstellungerfordernisse für die Dienstzweige troffen werden, daß die zur Verfügung stehenden 
"Höherer Dienst in Justizanstalten" (Verwen- Bewährungs'helfer möglichst gleichmäßig, jedoch 
dungsgruppe A) oder "Sozialer Betreuungsdienst unter Bedachtnahme auf ihre besonderen Fähig­
in Justizanstalten" (Verwendungsgruppe B) oder keinen, zur Ausübung der Bewährungshilfe im 
für den Diensrtzweig "Fachdi,enst der Bewährungs- Einzelfall herangezogen werden. Sie müssen über 
hilfe" (Verwendungsgruppe C) erfüllt. Die ge- Räumlichkeiten v,erfügen, wo sie den mit 
nannten Dienstzweige sind durch die Verord- ihren Dienstverpflichtungen zusammenhängen­
nungen BGBL Nr. 1/1955 und BGBl. Nr. 300/ den Schriftverkehr abwickeln und wo sie mit 
1964 eingeführt worden. ihren Schützlingen und mit anderen Personen, 

Die Anstellung für den Dienstzweig "Höherer bei denen dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben er­
Dienst in Justizanstalt.en" erfordert die Voll- forderlich ist, zu ungestörten Aussprachen zu­
endung der Hochschulstudien einer der im Ab- sammentrcf!en können. Es muß ihnen Gelegen­
schnitt I der Anlage 1 zur Dienstzweigeverord- heit geboten werden, ihre Erfahrungen unterein­
nung (Dienstzweigeordnung) angeführten Rich- an der auszutauschen. So wie sie selbst ihren 
tungen und die Ablegung einer Fachprüfung. Die Schützlingen mit Rat und Tat beizustehen haben, 
Erfordernisse für die Anstellung in einem Dienst- müssen den Bewährungshelfern erfahrenere Fach­
zweig der Verwendungsgruppe B bzw. C um- leute zur Seite stehen. Die Tatigkeit der einzel­
fassen jeweils die Absolvierung einer Fürsorge- nen Bewährungshelfer muß koordiniert und kon­
schule mit Offentlichkeitsrecht; diese kann jedoch trolliert werden. Die Vertretung der Interessen 
durch die Ablegung einer entsprechenden Fach- der Bewährungshilfe gegenüber anderen staat­
prüfung ersetzt werden. Hinsichtlich der Prü- lichen und privaten Stellen kann in viden Fäl­
fungsvorschrift für die Anstellung in der Ver- len von einem Amt aus besser wahrgenommen 
wendungsgruppe B ist bereits eine bundesge- werden, als dies dem einzelnen Bewährungshelfer 
setzliche Regelung ergangen (BGBL Nr. 378/ möglich wäre. 
1967); die entsprechende Vorschrift für eine An- All dies läßt es geboten erscheinen, der Be­
stellung in der Verwendungsgruppe C ist bereits währungshilfe einen organisatorischen Rückhalt 

. im Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt zu geben, und zwar durch die Einrichtung eige-
vorbereitet worden und wird, sobald mit dem ner Dienststellen für Bewährungshilfe. Hiebei 
Inkrafttreten des vorliegenden Bundesgesetzes kann einerseits an das geltende Recht angeknüpft 
ein Bedarf danach besteht, gleichfalls in Geltung I werden, das die Errichtung besonderer Dienst­
gesetzt werden können. stellen der Justiz für Jugendgerichtshilfe vor-

Das Mindestaltoer für die Bestellung als haupt- sieht (~ 52 A~s. ~ zwei.ter. Satz JGG. 1961), 
amtlicher Bewährungshelfer setzt der Entwurf anderseIts an ahnhche Emnchtungen auf dem 
mit 21 Jahren fest. Für den Regelfall ist zwar Gebiete der ß.ewährungshilfe, deren sich gegen­
ein höheres Mindestalter - wenigstens 24 Jahre, wärt~g. die auf die.sem Gebiet tätigen privaten 
vgl. § 12 Abs. 2 - erwünscht. Wer eine Für-I Veremlgungen bedIenen. 
sorgeschule absolviert, pflegt dies jedoch meist 11. Der Entwurf sieht vor, daß am Sitze jedes 
schon vor der Vollendung des 21. Lebensjahres in Strafsachen tätigen Gerichtshofes erster Instanz 
zu. tun. Um die Absolventen wird von zahl- für den Sprengel dieses Gerichtshofes je eine 
reIchen anderen Stellen geworben. Zur Sicher- Dienststelle für B,ewährungshilf.e errichtet wird 
stellung ~es Pers~nalbedarfes für den Di~nst in (Abs. 1). Man könnte zwar auch daran denken, 
der Bewahrungshilfe muß daher auch dIe An- die Dienststellen nicht in jedem der genannten 
we~bung vo~ A~solventen für diesen Dienst früh Sprengel zu errichten, sondern für einzelne an­
begmnen. DIes 1st aber nur möglich, wenn die einandergrena:ende Sprengel, in denen nur einer 
Absolve~lten bald bestellt werden können. In verhältnismäßig geringen Zahl von Rechts­
Abs .. 2 1st daher v:orgeseher:, d.aß auch noch in I brechern Bewährungshelfer bestellt we·rden, eine 
AusbIldung .befindlIche provlsonsche Beamte und gemeinsame Dienststelle am Sitze eines der Ge­
VertragsbedIenstete des Bundes als Bewährungs- richtshöfe zu errichten. Ein derartiges Vorgehen 
helfer ~estellt werden können. Der Nachteil der empfiehlt sich jedoch nicht, weil in dies.em Falle 
HeranzIehung verhältnismäßig junger Kräfte em beträchtlich.er Teil der Dienstzeit der Bewäh­
wi~.d dur<;h :ine. er~.tspr,ech.ende Betreuung dieser rungshelfe.r durch Reisebewegungen in Anspruch 
Krafte, WIe SIe ~le ~m vorh~.gen~en Entw.urf vor- genommen würde, sodaß sich im Endergebnis 
gesehene Orgamsauon gewahrleistet, weItgehend keine Ersparung ergäbe. 
wettgemacht werden können. Wohl aber muß darauf Bedacht genommen 

werden, daß in einzelnen Sprengeln der Sitz de~ 
§ 3 - Dienststellen für Bewährungshilfe Gerichtshofes erster Instanz von einem Teil des 

I. Eine wirksame Bewährungshilfe bedarf nicht Sprengels aus nur unter beträchtlichem Zeitver­
nur geeigneter Bewährungshelfer, sondern auch lust und Kostenaufwand erreicht werden kann 
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(so zum Beispiel in Tirol). Für solche Teile sollen 
gegebenenfalls außerhalb des Sitzes der Dienst­
stelle für Bewährungshilfe gelegene Außenstellen 
der Djensts~elle errichtet und erhalten werden 
(Abs. 2). Im übrigen hindert der Wortlaut des 
Entwurfes nicht, in größeren Städten, insbeson­
dere in Wien, die Dienststellen räumlich in eine 
Hauptstelle und eine oder· mehrere Zweigstellen 
aufzugliedern. 

Die Dienststellen und Außenstellen sind unter 

Zum Dienststellenleiter soll nur ein hauptamt­
lich tätiger Bewährungshelfer bestellt werden 
dürfen, der die Bestellungserfordernisse des § 2 
Abs. 1 Z. 1 oder des § 2 Abs. 1 Z. 2 erfüllt 
und bereits drei Jahre hauptamtlich oder ehren­
amtlich in der Bewährungshilfe tätig ist. Zwar 
sind die Aufgaben des Dienststellenleiters, zu­
mindest ihrem Schwerpunkt nach, verschieden 
von denen eines Bewährungshelfers (§ 5), jedoch 
steht die administrative, fördernde und über-
wachende Tätigkeit, die ·den Schwerpunkt der 

Bedachtnahme auf die den Bewährungshelfern Arbeit des Dienststellenleiters bildet, nicht min-
obliegenden Aufgaben einfach und zweckentspre- der im Dienste der Bewährungshilfe als die per­
chend einzurichten (Abs. 3 erster Satz) .. Es müs- sö,nlichen Kontaktnahmenzwischen den einzel-
sen also geeignete Räumlichkeiten vorhanden 1 nen Bewährungshelfern und ihren Schütz ingen. 
sein, damit sowohl der Leiter der Dienststelle Auch sollen die Dienststellenleiter die Erfahrung 
(§ 4) seinen Amtspflicht·en Genüge tun kann 

und Kenntnis besitzen, die sie befähigen, den Be-
als auch die übrigen hauptamtlich oder ehren- währungshelfern für die Durchführung der Be-
amtll'ch I'n der Bewa"hrungshilfe ta"tigen Personen ch 

d D
· 11 währungshilfe Ratschläge und sachgere te Wei-

die von ihnen in er lenstste e zu ver- . . d" 
'ch d Ab' h .. S" sungen zu erteIlen. Von den LeItern erJemgen 

rl ten en reIten 0 ne gegenseItige torung I D' 11 d Ad'" h"l 
h k" A f' 1 d' Ab' lenstste en, eren . mmistratlOn nur ver a t-

vorne men onnen. u emze ne . leser r el- . "ß' . Ab' . 'ch b' ß 
d · b' . I "h d' d msma Ig wemg reIt mIt SI rmgt, mu 

ten, le erelts unter ·erwa nt wor en sm, "b d' 1 d d ß' ch lb 
. ·d· Ab 3 b d h' . Ab ch u er les ver angt wer en, a SIe au. se st 

WIr In s. eson ers mgewlesen. er au R ch b ch B "h h·lf· I . d d' 
zum Beispiel die Besprechungen des Dienststel- e ts. re e~n ewa r,ungs I e eIsten un Ie 
I 1 · '. d B "h h lf I§ 7) h KanzleIgeschafte der DIenststelle besorgen (§ 5). en elters mIt en ewa rungs e ern \ a-. . . 
ben inden Räumlichkeiten der Dienststelle statt- DIe Vertretung soll JeweIls durch das Bundes-
zufinden. ministerium für Justiz geregelt werden (Abs. 3). 

Die Dienststellen sollen nach Möglichkeit nicht 
in einem Gebäude untergebracht werden, das zur 
Unterbringung von Dienststellen der Justiz 
oder der Sicherheitsbehörden dient. Andernfalls 
würde der Charakter der Bewährungshilfe als 
einer Einrichtung im Dienste der Straf justiz in 
einer ·dem Erfolg der Bewährungshilfe abträg­
lich,en Weise überbetont oder gar der unrichtige 
Eindruck erweckt, es handle sich dabei um eine 
Art Polizeiaufsicht. Es empfiehlt sich jedoch 
nicht, diesbezüglich so, wie dies der vom Bun­
desministerium für Justiz im Jahre 1966 ver­
sendete Entwurf vorgesehen hatte, eine zwin­
gende Vorschrift aufzunehmen, weil die Beschaf­
fung einer Unterkunft außerhalb eines der in 
Rede stehenden Amtsgebäude im Einzelfall mit 
finanziellen Belastungen verbunden sein könnte, 
deren übernahme mit den Grundsätzen einer 
sparsamen Verwaltung nicht vereinbar wäre. 

§ 4 - Dienststellenleiter 

Der organisatorische Rückhalt, dessen die Be­
währungshilfe bedarf und den die Dienststellen 
für Bewährungshilfe (§ 3) gewährleisten sollen, 
kann sich nicht in der Bereitstellung zweckent­
sprechend eingerichteter Räumli"hkeiten erschöp­
fen. Vielmehr bedürfen die Dienststellen einer 
geeigneten Leitung. Nur so können sie zu per­
sonalen Aktionszentren werden, die der täg­
lichen Arbeit der ·einzelnen Bewährungshelfer 
Richtung, Nachdruck und Rückhalt geben. 

Die Bestellung zum Dienststellenleiter oder 
zum Stellvertreter des Dienststellenleiters ist 
keine Ernennung im Sinne des Art. 65 Abs. 2 
lit. a B.-VG. in der Fassung von 1929. Sie kann 
daher unmittelbar dem Leiter des Justizressorts 
übertragen werden. 

§ 5 - Aufgaben des Dienststellenleiters 

Die Aufgaben des Bewährungshelfers ergeben 
sich aus den Bestimmungen des IV. Hauptstückes 
des Jugendgerichtsgesetzes. Die §§ 19 bis 21 ent­
halten nähere Vorschriften über einzelne Rechte 
und Pflichtrn des Bewährungshelfers in Aus­
übung seines Amtes. Diese Vorschriften fügen 
sich, weil sie die unmittelbare Durchführung der 
Bewährungshilfe betreffen, systematisch besser 
in den zweiten Abschnitt des Entwurfes ein. Das 
gleiche gilt von einem Teil der dem Dienststel­
lenleiter zugewiesenen Aufgaben (§§ 15, 16 und 
23). Ein anderer Teil dieser Aufgaben steht dem­
gegenüber im engeren Zusammenhang mit der 
Organisation der Bewährungshilfe als solcher, 
findet daher zweckmäßigerweise bereits in dem 
dieser Organisation gewidmeten Abschnitt seinen 
Platz. 

Der Dienststellenleiter hat unter anderem ins­
besondere die Tätigkeit der Bewährungshelfer 
seines Sprengels zu unterstützen und zu über­
wachen (Z. 1 erster Satz). Beiden Zwecken dient 
einmal die Abhaltung regelmäßiger Besprechun­
gen mit den Bewährungshelfern zur gemein­
samen Erörterung von Fragen der Durchführung 
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der Bewährungshilfe gegenüber den von den 
einzelnen Bewährungshelfern betrauten Schütz­
lingen (§ 7). Zum anderen umfaßt die Verpflich­
tung des Dienststellenleiters zur Unterstützung 
der Bewährungshelfer aber auch die Pflicht, die 
Bewährungshelfer in Einzelaussprachen in der 
Praxis anzuleiten. Dem Dienststellenleiter sind 
damit Aufgaben mitübertragen, die als soge­
nannte "Supervision" bezeichnet zu werden 
pflegen. Hiebei handelt es sich um eine Vermitt­
lung praktischer Erkenntnisse und Erfahrungen, 
die in besonderem Maße die Eigenart und die 
persönlichen Verhältnisse des einzelnen a uszubil­
denden Bewährungshelfers berücksichtigt. Diese 
Art der Aus- bzw. Fortbildung hat sich ,als sehr 
wertvoll ,erwiesen. Sie kann allerdings nur durch 
besonders fähige Kräfte geleistet werden. Die 
starke anderweitige Inanspruchnahme der 
meisten Dienststellenleiter läßt es geboten er­
scheine,n, für die Praxisanleitung im Rahmen 
der dem Bundesministerium für Justiz übertra­
genen Ausbildung und Fortbildung der Bewäh­
rungshelfer (§ 11) zusätzlich Vorsorge zu tref­
fen. Dies könnte zum Beispiel dadurch gesche­
hen, daß jeweils ein geeigneter hauptamtlicher 
Bewährungshelfer damit betraut wird, die für 
mehrere Dienststellen tätigen Helfer in der Pra­
xis anzuleiten. 

Neben bloßen Ratschlägen kommt aber auch 
die Anleitung durch Weisungen in Betracht, die 
der Dienststellenleiter dem Bewährungshelfer für 
die Durchführung der Bewährungshilfe bei dem 
einzelnen Schützling oder generell erteilen kann 
(Z. 1 zweiter Satz). 

Der Dienststellenleiter hat auch die unmittel­
bare Dienstaufsicht über die Bewährungshelfer 
auszuüben (Z. 2). Der Dienststellenleiter übt da­
her die Funktionen der Dienstbehörde (§ 9 
Abs. 4 der Dienstpragmatik) aus und hat in 
dieser Funktion insbesondere auch ·di'e Qualifi­
kationsbeschreibung der für die Dienststelle an­
gestellten Bewährungshelfer zu verfassen (§ 17 
Abs. 1 der Dienstpragmatik). 

Weiters obliegt dem Dienststellenleiter, die 
Interessen der Bewährungshilfe dadurch wahrzu­
nehmen, ·daß er die Verbindung mit anderen 
Stellen und mit Personen, deren Hilfe zur Er­
füllung der Aufgaben der Bewährungshilfe be­
nötigt wird, herstellt und pflegt (Z. 3). Er hat 
die täglichen Dienststunden in der Dienststelle 
so festzusetzen, wie es für die Bewährungshilfe 
im Hinblick auf die Besonderheiten der Dienst­
stelle am zweckmäßigsten ist (Z.' 4), und auch die 
Zeit des Parteienverkehrs zu bestimmen und 
durch Anschlag in den Amtsräumen kundzu­
machen (Z. 5). Die Dienststunden und die Zeit 
für den Parteienverkehr in den Dienst'stellen für 
Bewährungshilfe ,ebenso festzusetzen wie in den 
übrigen Dienststellen des Bundes, empfiehlt sich 

nicht, vielmehr sollen die Dienststellen für Be­
währungshilfe nach Möglichkeit zum Beispiel 
auch in der Zeit unmittelbar nach dem üblichen 
Arbeitsschluß aufgesucht werden können. Inwie­
weit dies möglich ist, hängt insbesonder,e von 
der Besetzung der einzelnen Dienststellen ab. 
Die Zeit des Parteienverkehrs wird für jeden 
einzelnen Bewährungshelfer gesondert festzu­
setzen sein, da die gleichz,eitige Anwesenheit aller 
hauptamtlich tattgen Bewährungshelfer der 
Dienststelle zu diesem Zwecke während eines 
generell festgesetzten Zeitrau~es kaum zweck­
mäßig sein ·dürfte. Die Anwesenheitspflicht des 
einzelnen Bewährungshelfers während der für 
ihn bestimmten Zeit des Parteienverkehrs ergibt 
sich aus § 21 Abs. 2. Hinsichtlich der Gesamt­
dauer der Arbeitszeit und der Dienststunden der 
hauptamtlichen Bewährungshelfer darf auf § 21 
und die Erläuternden Bemerkungen hiezu ver­
wiesen werden. 

Zu den Aufgaben des Dienststellenleiters soll 
es auch gehören, im Falle der vorübergehenden 
Verhinderung eines Bewährungshelfers die stell­
vertretende Besorgung seiner Aufgaben einem 
oder mehreren anderen Bewährungshelfern zu 
übertra,gen (Z. 6). Hier kommen vor allem Fälle 
einer urlaubs- oder krankheitsbedingten Verhin­
derung in Betracht. übersteigt die Verhinderung 
voraussichtlich oder tatsächlich einen Zeitraum 
von sechs Wochen, so hat das Gericht den verhin­
derten Bewährungshelfer zu entheben und an 
seiner Stelle einen anderen zu bestimmen (§ 22 
Abs. 1 Z. 1). Dem Gericht auch die Bestimmung 
eines Stellvertreters im Fall einer Verhinderung 
von kürzerer Dauer zu übertragen wäre einer­
seits zu umständlich und insofern mit dem Ge­
bot einer möglichst weitgehenden Vereinfachung 
der Vollziehung nicht in Einklang zu bringen; 
anderseits wäre eine solche übertragung aber 
auch sachlich ~icht geboten, weil die vorüber­
gehende stellvertretende Besorgung von Auf­
gaben eines verhinderten Bewährungshelfers die 
Bestellung dieses Bewährungshelfers selbst un­
berührt läßt. 

Endlich soll der Dienststellenleiter, soweit dies 
mit der Erfüllung der übrigen ihm übertragenen 
Aufgaben vereinbar ist, auch selbst Bewährungs­
hilfe leistlen und die Kanzleigeschäfte besorgen 
(Z. 7). 

§ 6 - Kanzleipersonal 

In jeder Dienststelle fallen neben den Aufga­
ben, deren Besorgung nach § 6 dem Dienststel­
lenleiter bzw. seinem Stellvertreter vorbehalten 
bleiben muß, auch Kanzleiarbeiten an: die Füh­
rung der Standesausweise der Bewährungshelfer 
und sonstiger Geschäftsbehelfe, das Sichten und 
allfällige Verteilen der Post, Schreibarbeiten und 
anderes. In DienststeUen, deren Administration 
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nur verhältnismäßig wenig Arbeit mit sich 
bringt, soll dem Dienststellenleiter auch die Be­
sorgung dieser Geschäfte obliegen (§ 5 Z. 7). Im 
übrigen müssen jedoch hiefür eigene Kanzlei­
kräfte bestellt werden. 

§ 7 - Besprechungen des Dienststellenleiters mit 
den Bewährungshelfern 

Im Rahmen seiner Verpflichtung, die Tätigkeit 
der Bewährungshelfer des Sprengels zu unter­
stützen und zu überwachen, soll dem Dienststel­
lenleiter insbesondere die Aufgabe zufallen, mit 
den Bewährungshelfern regelmäßig Besprechun­
gen abzuhalten, in denen die Durchführung der 
Bewährungshilfe für die einzelnen Schützlinge 
erörtert wird. Diese Besprechungen sollen mit 
den ehrenamtlich tätigen Bewährungshelfern, die 
nur bei wenigen und verhältnismäßig leicht zu 
betreuenden Schützlingen Bewährungshilfe zu 
leisten haben, alle zwei Monate stattfinden, mit 
den hauptamtlich tätigen Bewährungshelfern da­
gegen alle zwei Wochen. Nach Umständen haben 
die Besprechungen auch in kürzeren Zeitabstän­
den zu erfolgen. Die Dienststellenleiter haben bei 
diesen Besprechungen darauf hinzuwirken, daß 
die Bewährungshilfe im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen und ·der Erkenntnisse über die 
zweckmäßigste Gestaltung der Bewährungshilfe 
nach einheitlichen Gesichtspunkten durchgeführt 
wird. Als Anhaltspunkt für den Stand der Er­
kenntnisse über die zweckmäßigste Gestaltung 
der Bewährungshilfe werden dem Dienststellen­
leiter dabei einerseits der jeweilige Stand der 
Wissenschaften vom Men~chen und vom menschli­
chen Zusammenleben zu ·dienen haben, wie er 
ihm durch seine Ausbildung und Fortbildung 
vermittelt ist, anderseits die Ergebnisse des auf 
den Zusammenkünften der Dienststellenleiter 
(§ 9) gepflogenen Erfahrungsaustausches. 

§ 8 - Beiziehung von Psychiatern und Psycho­
logen 

I. Eine wirksame Bewährungshilfe hat einer­
seits zur Voraussetzung, daß der Bewährungs­
helfer die Eigenart des Schützlings und seiner 
Umwelt versteht, und anderseits, daß der Be­
währungshelfer imstande ist, die dieser Eigenart 
entsprechende Hilfe zu leisten. Nach beiden 
Richtungen hin soll die vor der Tätigkeit als 
Bewährungshelfer liegende Ausbildung und die 
während ·dieser Tätigkeit durch den Dienst­
stellenleiter erfolgende Unterstützung Vorsorge 
treffen. Ungeachtet dieser Vorsorge werden sich 
jedoch Fälle ereignen, in denen es darüber 
hinaus des Rates eines Psychiaters oder Psycho­
logen bedarf. Es sollen daher - ähnlich wi~ dies 
derzeit bereits lim Rahmen ,der auf ,dem Gebiete 
der Bewährungshilfe tätigen privaten Vereini­
gungen gehandhabt wird - den Besprechungen 

derDienststellenleiter mit den Bewährungs­
helfern (§ 7) erfol1derlichenfalls ein Psychiater 
oder ein Psychologe beigezogen werden (Abs. 2). 
Das Bundesministerium für Justiz hat zu die­
sem Zweck entsprechend ausgebildete Personen 
zu bestellen (Abs. 1). Die Beiziehung eines 
P.sychologen wird sich erübrigen, wenn der 
Dienststellenleiter oder einer der 'bei der Be­
,sprechung anwesenden Bewährungshelf.er selbst 
Psychologe ist. 

In ,der Frage, auf welche Weise ,die erforder­
liche Zahl von Psychiatern und Psychologen ver­
pflichtet wel"den soll, sich für die Teilnahme an 
den Besprechungen der Bewährungshelfer zur 
Verfügung zu stellen, will ,der Entwurf die Ver­
waltung nicht festlegen. Es wird daher nach den 
Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit 
und Zweckmäßigkeit zu entscheiden sein,. ob 
und inwieweit ·es vorzuziehen ist, Fachleute der 
in Betracht kommenden Richtungen haupt­
beruflich als Beamte oder Vertragsbedienstete 
des Bundes anzustellen oder mit ihnen Werk­
verträge abzuschließen, bei denen die zu er­
bringenden Leistungen einerseits durch einen 
allmonatlich zu gewährenden Betrag in gleich­
bleibender Höhe und anders~its durch eme je 
nach dem Ausmaß der Inanspruchnahme im 
betreffenden Monat wechselnd hohe Entschädi­
gung in angemessener Weise zu vergüten wären. 

11. Auch die Beratung des Bewährungshelfers 
durch einen Psychiater oder Psychologen wird 
nicht immer ausreichen, die dem Schützling zu 
leistende Hilfe so zu gestalten, daß sie ,den 
Zweck Ider Bewährungshilfe gewährlei:stet. Viel­
mehr sollte darüber hinaus ,die Möglichkeit be­
stehen, den Schützling erforderlichenfalls der un­
mittelbaren Betreuung durch einen solchen Fach­
mann zuzuführen. Diese Möglichkeit ist auf 
Grund der geltenden gesetzlichen Vorschriften 
insofern gegeben, als das Gericht jedem bedingt 
oder unter bedingtem Nachlaß ,der Strafe Ver­
urteilten und ebenso jedem zur Probe Entlasse';' 
nen, also insbesondere jedem unter Bewährungs­
hilfe gestellten Rechtsbrecher, mit seiner Zustim­
mung vom Gericht ,die Weisung-erteilen kann, 
sich einer notwendigen ärztlichen Behandlung zu 
unterziehen (§§ 17, 18 Abs. 1 und 4 des Jugend­
gerichtsgesetzes 1961). Eine solche Weisung er­
scheint aber nur dann sinnvoll, wenn für di~ Be­
zahlung Ider Behandlungskosten vorgesorgt ist. 
Der Rechtsbrecher wird zu ·dieser Bezahlung viel­
fach nicht in der Lage sein. Es wäre daher wün­
schenswert, daß diese Kosten erfor,derlichenfalls 
vom Staat übernommen werden. Der Entwurf 
sieht Idies vor (§ 29 Z. 5). 

§ 9 - Zusammenkünfte der Dienststellenleiter 

Der Schwerpunkt der Hewährungshilfe in 
organisatorischer Hinsicht liegt bei den einzelnen 
Dienststellen. Mit dieser Dezentralisierung sind 
gewisse Gefahren verbunden, insbesondere die 

989 der Beilagen XI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 15 von 24

www.parlament.gv.at



16 989 der Beilagen 

Gefahr eines unterschiedLichen Vorgehens bei der 
Durchführung der Bewährungshilfe in den Spren­
geln der einzelnen Dienststellen. Um dieser Ge­
fahr vorzubeugen, sollen einmal .in jedem Jahr 
sämtliche Dienststellenleiter des gesamten Bun­
desgebietes miteinander zusammentreffen und 
dabei ihre Erfahrungen austauschen. Die Ergeb­
nisse dieses Erfahrungsaustausches sollen nach § 7 
Abs. 2 bei den Besprechungen der Di'enststellen­
leiter mit den Bewährungshelfern besonders be­
rücksichtigt werden. 

§ 10 - Tätigkeitsberichte 

Im Hinblick auf die Zuständigkeit des Bun­
desministeriums für Justiz als vorgesetzte Be­
hörde der DienststeUen für Bewährungshilfe er­
scheint es notwendig, Vorsorge dafür zu treffen, 
daß das Ministerium über die Tätigkeit der Be­
währungshilfe in den Sprengeln der einzelnen 
Dienststellen entsprechend unterrichtet wird. 
Der Entwurf sieht daher vor, daß die Leiter der 
Dienststellen dem Bundesministerium alljährlich 
einen schriftlichen Tätigkeitsbericht erstatten. 

§ 11 - Ausbildung und Fortbildung 

ständiger Vertiefung und Erweiterung des für 
die Berufsausübung nötigen Wissens auch für 
den Dienststellenleiter sdbst. Es wird daher er­
forderlich sein, entsprechende Fortbildungs­
kurse einzurichten. Darüber hinaus wird geeigne­
ten Bewährungshelfern auch die Teilnahme an 
einschlägigen Kursen und Tagungen zu ermög­
lichen sein, die von anderen Stellen veranstaltet 
werden. 

Auf die Notwendigkeit einer Pra)Cisanleitung 
für die einzelnen Bewährungshelfer durchbeson­
dere Organe wurde schon in den Erläuternden 
Bemerkungen zu § 5 hingewiesen. 

§ 12 - Ehrenamtlich tätige Bewährungshelfer 

1. Die Bewährungshilfe verdankt ihre Ent­
stehung privater Initiative. Ebenso wie im Aus­
land ist sie auch ,in österreich ursprünglich aus­
schließlich von Privatpersonen, zumeist im Rah­
men mehr oder minder loser Vereinigungen, 
ausgeübt worden. In der Folgezeit haben Slich die 
Dinge jedoch in den meisten Staa~en in Richtung 
einer weitgehenden oder vollständigen Ablösung 
des ehrenamtlich tätigen durch den hauptamt-
lich tätigen Bewährungshelfer entwickelt. Auch 
in österr,eich hat bereits § 6 Abs. ~ der Verord­
nung über die bedingte Entlassung, BGBl. 

Zu den im § 2 Acbs. 1 Z. 2 und 3 angeführten Nr. 289/1921, angeordnet, daß mit der Schutz­
Anstellungserfordernissen gehört - sofern der aufsicht über Entlassene, die das 18. Lebensjahr 
Bewerber nicht erfolgreicher Absolvent der Für- schon vollendet haben, in erst,er Linie Schutzauf­
sorgeschule ist- di'e Ablegung einer Fachprüfung sichtsbeamte zu hetrauen sind (vgl. die Erläu­
für den Sozialen Betreuungsdienst <in Justizanstal- ternden Bemerkungen unter I und II zu § 2). 
ten bzw. für den Fachdienst für Bewährungshilfe. Die Gründe für dies'e Entwicklung liegen auf 
Es soll nun Aufgabe des Bundesministeriums für der Hand. Einmal ist die Zahl derjenigen Per­
Justiz sein, dem Bewerber durch entsprechende sonen, die sich aus Idealismus zu ehrenamtlicher 
theoretische und praktische Schulung das für Sozialarbeit bereit finden, an sich zu ger,ing. Zum 
diese Prüfung notwendige Wissen zu vermitteln. anderen gibt es außer der Bewährungshilfe noch 
Das Bundesministerium für Justiz Wlird zu diesem viele andere Bereiche, in denen ehrenamtliche 
Zweck Schulungskurse zu veranstalten haben Soziala,rbeit geleistet werden kann. Sodann ist 
und dafür Sorge tragen müssen, daß die Bewer- die Tätigkeit in der Bewährungsh,ilfe not­
ber erfahrenen Bewährungshelfern zur Aus- wendigerweise mit einer Vielzahl von be­
bildung zugeteilt werden. drückenden und enttäuschenden Erlebnissen ver-

Eine wirksame 'Bewährungshilfe muß die bunden, deren gmstig-seelische Bewältigung auch 
Eigenart der Person des Rechtsbrechers und sei- dem erfahrenen Bewährungshelfer nicht immer 
ner persönlichen Verhältnisse berücksichtigen. leicht fällt, den auf solche Erlebnisse nur unzu­
Die persönliche Begabung des Bewährungshelfers, längLich vorbereiteten ehrenamtlich tätigen Be­
seine Ausbildung und die ,in der Ausübung des währungshelfer aber nicht selten überhaupt von 
Beruf'es erworbene Erfahrung reichen hiefür nicht jeder weiteren Arbeit im Dienste der Bewäh­
immer aus. Nicht nur der Stand der Wissenschaf- rungshilfe abhält. 
ten vom Menschen und vom menschlichen Zu- Gleichwohl kann der ehrenamtlich tätige Be­
sammenleben sind einem ständigen Wandel währungshelfer auch in Zukunft nicht entbehrt 
unterworfen. Was der einzelne Bewährungshelfer I werden. Einerseits wäre es bei dem Mangel an 
davon im Rahmen seiner beruflichen Tätigkeit ausgebildeten Soziabrbeitern, der ,eines der am 
kennenlernt, ist oft nur ein unzulängLicher Aus- schwersten zu überwindenden Hindernisse beim 
schnitt. Mehr als andere Berufstätige bedarf da- Aufbau und Ausbau der hauptamtlichen Bewäh­
her der Bewährungshelfer einer ständigen Fort- rungshilfe darstellen wird, gar nicht zu verant­
bildung. Zum Teil kann die hiefür nötige Arheit worten, geeignete Personen, die sich freiwillig 
durch den Dienststellenleiter geleistet werden zur Mitarbeit bereit erklären, zurückzuweisen. 
(§ 7 Acbs. 2). Diese Art der Fortbildung allein Anderseits wird für viele dieser Personen eine 
genügt jedoch nicht. Zudem gilt das Erfordernis Übernahme als hauptamtlich tätige Bewährungs-
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helfer nicht in Betracht kommen, sei es, weil sie 
bereits anderweitig hauptberuflich beschäftigt 
sind, sei es im Hinhlick auf ihr vorgerücktes 
Alter oder aus ähnlichen Gründen. Abgesehen 
davon dürfen hier auch fiskalische Erwägungen 
nicht ganz außer acht gelassen werden. Wären 
zum Beispiel im Sprengel einer Dienststelle stän­
dig etwa 10 bis 15 Rechtshrecher zu betreuen, 
für d,ie kein hauptamtlich tä:tiger Bewährungs­
helfer zur Verfügung steht, und könnte diese 
Aufgabe ebensogut von drei bis v!ier ehrenamt­
lich tätigen Bewährungshelfern vorgenommen 
werden wie von .einem hauptamtlich tätigen Be­
währungshelfer, der mit der Bet'reuung dieser 

,Fälle allerdings nur zum Teil ausgelastet wäre 
(§ 17 Abs. 3), so erschiene es vom wirtschaft­
lichen Standpunkt aus ratsamer, e:ine ent­
sprechende Zahl ehrenamtlicher Bewährungs­
helfer aufzunehmen, als einen weiteren haupt­
amtlichen Bewährungshelfer zu bestellen. 

Schöffen nicht zu b e ruf e n wäre (zum Beispiel 
deshalb, weil es sich um einen nicht im Ruhe­
oder Versorgungsstand befindlichen Bundes- oder 
Landesbediensteten oder um eine Person handelt, . 
die das Lehramt an einer öffentlichen Schule oder 
Lehranstalt ausübt, § 3 Z. 3 und 4 1. c.). Ebenso­
wenig natürlich, daß der Aufnahmewerber von 
diesem Amt auf Ansuchen zu befreien wäre 
(§ 4 1. c.). 

In einem Punkt soll allerdings die Voraus­
setzung für die Befähigung zum ehrenamtlichen 
Bewährungshelfer weniger streng gefaßt werden 
als die entsprechende Voraussetzung für die Be­
fähigung zum· Amt eines Geschwornen oder 
Schöffen: das Mindestalter soll nicht 30 Jahre 
(§ 2 Abs. 1 Z. 1 1. c.), sondern nur 24 Jahre be­
tragen. Hiefür sind ähnliche Erwägungen maß­
gebend wie für die Festlegung des Mindestalters 
für die Bestellung als hauptamtlicher Bewährungs­
helfer (§ 2 Abs. 1). 

II. Die Aufnahme ehrenamtlich tätiger Be­
währungshelfer soll durch den Dienststellenleiter Um den unrichtigen Eindruck zu vermeiden, 
für den Sprengel der von ihm geleiteten Dienst- es handle sich um eine Art "Polizeiaufsicht", 
stelle für Bewährungshilfe erfolgen. Durch die sollen auch Personen, die mit Aufgaben, der 
Eintragung des Aufnahmewerbers in das vom Kriminal- oder Sicherheitspolizei befaßt sind, von 
Dienststellenleiter zu führende Verzeichnis soll der Bestellung zum Bewährungshelfer ausge­
der Aufnahmewerber die Befähigung erwerben, schlossen sein. Damit geht der Entwurf über die 
iin Sprengel dieser Dienststelle einem Rechts- Regelung des § 10 Abs. 2 ·desGesetzes über die 
brecher als Bewä:hrungshelfer hestellt zu werden. bedingte Verurteilung 1949' noch hinaus, wo-

nach die Schutzaufsichtsbeamten zu Geschäften 
Ob eine Person, die sich zur übernahme der der Sicherheits- oder der Kriminalpolizei nicht 

Aufgaben eines Bewährungshelfers bereit erklärt, verwendet werden und während ihres Dienstes 
für diese Tätigkeit auch geeignet (Abs. 3) ist, keine Uniform tragen dürfen. 
soll der Dienststellenleiter festzustellen haben. 
Er hat zur Beurteilung der Kenntnisse und Erscheint die Eignung einer in das Verzeidmis 
Fähigkeiten des Bewerbers mit ihm ein Gespräch der ehrenamtlich tätigen Bewährungshelfer auf­
zu führen, Urkunden über seine Person, seine genommenen Personen nicht mehr gegeben oder 
Ausbildung und seine berufliche Tätigkeit einzu- erklärt sich eine solche Person zur Besorgung 
sehen und eine Auskunft des Strafregisteramtes ihrer Aufgaben nicht mehr bereit, so hat der 
einzuholen. Dienststellenleiter diese Person aus dem Verzeich-

Daß der Bewerber seinen Wohnsitz oder ge- nis wieder zu streichen. Entsprechendes gilt im 
wöhnlichen Aufenthalt im Sprengel der Dienst- Falle des Ablebens eines ehrenamtlich tätigen Be-

währungshelfers. 
stelle haben muß, soll keine unabdingbare Vor-
aussetzung für die Aufnahme darstellen; abge- Jede Eintragung oder Streichung in diesem 
sehen von besonders gelagerten Ausnahmefällen Verzeichnis hat der Dienststellenleiter sowohl 
wird man aber annehmen müssen, daß der Be- dem Präsidenten des in Strafsachen tätigen Ge­
werber andernfalls für die Tätigkeit in diesem richtshofes erster Instanz, an dessen Sitz die 
Sprengel nicht geeignet ist. Dienststelle errichtet ist, als auch dem Bundes-

ministerium für Justiz durch schriftlichen Bericht 
Personen, ·die nicht f ä h i g wären, das Amt 

mitzuteilen. 
eines Geschwornen oder Schöffen auszuüben, 
sollen nicht aufgenommen werden dürfen, also Den ehrenamtlich tätigen Bewährungshelfern 
insbesondere nicht Personen, die nicht öster- soll für ihre Tätigkeit eine monatliche steuer­
reichische Staatsbürger sind oder die wegen eines freie Entschädigung in der Höhe von 200 S für 
Verbrechens, eines Vergehens oder wegen be- jeden Schützling gebühren. Damit sollen grund­
stimmter übertretungen verurteilt wo~den sind, . s2:tzlich alle Barauslagen des Bewährungshelfers 
ohne daß diese Verurteil~ng bereits getilgt' wäre abgegolten werden. Wenn die dem Bewährungs­
(vgl. §§. 1, 2 des Geschwornen- und Schöffen- helfer aus seiner Tätigkeit notwendigerweise er­
listengesetzes, BGBL Nr. 135/1946). Dagegen wachsenen monatlichen Auslagen jedoch höher' 
stünde es der Aufnahme nicht entgegen, daß der sind, sollen sie auch insoweit ersetzt werden, ah 
Bewerber zum Amt eines Geschwornen oder sie den Entschädigungsbetrag übersteigen. 
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Ausgenommen von dieser Regelung sollen nur 
die Reise- und Aufenthaltskosten sein, die dem 
Bewährungshelfer aus der Teilnahme an den im 
§ 7 vorgesehenen Besprechungen erwachsen. 
Hiefür sollen ihnen ohne Rücksicht auf das 
Pauschale die im § 2 Abs. 1 Z. 1 des Gebühren­
anspruchsgesetzes 1965, BGBL Nr. 179, vorge­
sehenen Gebühren zustehen. Dies erscheint da­
durch gerechtfertigt, daß ein gleichartiger An­
spruch auch den Geschwornen und Schöffen für 
ihre ehrenamtliche Tätigkeit im Dienste der 
Straf justiz eingeräumt ist. 

Der Entwurf schlägt vor, die Vergütung an 
eine Reihe von Voraussetzungen zu knüpfen, 
durch die sichergestellt wird, daß das Heim den 
Zwecken der Bewährungshilfe entsprechend ge­
führt wird (Abs. 3). 

Auf Grund von Voranschlägen der Vereini­
gungen sind vom Bundesministerium für Justiz 
auf den vermuteten Aufwand Vorschüsse zu ge­
währen, soweit dies der Rahmen der im je­
weiligen Bundesflnanzgesetz vorgesehenen Auf­
wandskredite für Bewährungshilfe unter Berück­
sichtigung der übrigen nach diesem Bundesgesetz 
daraus. zu bestreitenden Ausgaben gestattet. Bei 

§ 13 - Heime der Bewährungshilfe der Ermittlung des voraussichtlichen Aufwandes 

D · B "h d' R 'I' , ,ist das von den Schützlingen für die Unterkunft Ie emu ungen um I,e eSOZIa ISIerung eInes I, . 'cl 
R ch b ch d 'ch 1 d d ch zu leIstende Entgelt m Abzug zu bnngen un e ts re ers wer en nr t se ten a ur ernst- , ..' , ch f 
l 'ch' F 11 d 'ch ch auf dI,e Grundsatze emer sparsamen, WIrts a t-
i In rage geste t 0 er gar zum te gema t, l'ch d ck "ß' V I B ,,'" I ,en un, zwe ma 1gen erwa tung e-

daß der Rechtsbrecher genotrgt 1st, seme Unter- d ch h (Ab 4) D' "ch l'ch , , ,a t zu ne men s.. le guta t 1 en 
kunft In eIner Umgebung zu suchen, dIe der 'A' ß ch Ab 1 d d' V chI" 
R . I' , 'k D' V ch ff nU erungen na s. un le orans age eSOZla lSlerung entgegen wir t, le ers a ung d V " , d ch' , , f'" er ,erelmgungen SIn so re tzeitig zu er-
eIner anderen Unterkun t konnte hIer oft der d ß ' b' d E d V 

ch 'd d ' d d "h starten, a SIe el er rstattung er oran-
cnts el en e Schntt zur auern en Gewo nung chI" d B d .' " f" J' ch ' b 'd' sage es un eSmInIstenums ur UStlZ no 
an em rechtschaffenes Le en sem. In lesern Zu- b "ck 'ch ' d k" (Ab 5)' B' 

h b 'ch' d ch ch ch' eru SI 'Hgt wer en onnen s" lS zum sammen ang erge en SI Je 0 man e S wle- ,,' ' . , 
, k . U d' Sch" k ' . b d 1. Marz Jedes Jahres haben dIe pnvaten Ver~ ng elten. miese wleng elten, ms eson ere .,,, Kid . h 

die Zeit bis zur Erlangung einer entsprechenden eInrgungen fur das vorangegangene a en erJa r 
, U k 'f "b b "ck ch' Rechnungsabschlüsse vorzulegen, Die Gebarung eIgenen nter un t, zu u er ru en, ers emt , 

d ' "b h d U t b' d' B mit den Bundesmitteln soll der Kontrolle durch le voru erge en e n er nngung er m e- , Ab 6 
tracht kommenden Personen in einem ent- den Rechnungshof unterlIegen ( s. ), 
sprechend geführten Heim zweckmägig. 

Das erste derartige Heim in österreich ist erst 
vor wenigen Wochen in Betrieb genommen 
worden. Es konnten daher auch noch keine Er­
fahrungen darüber gesammelt werden, ob sich 
diese Art der Unterbringung von Rechtsbrechern 
auch hierzulande bewährt. Ahnliche Versuche 
mit der Unterbringung entlassener Sträflinge, die 
vor Jahren unternommen worden sind, mußten 
ang,esichts der Schwierigkeiten, die sich dabei ge­
zeigt haben, wieder aufgegeben werden. Es er­
scheint daher ratsam, die Errichtung und Erhal­
tung von Heimen im Dienste der Bewährungs­
hilfe zunächst nicht unmittelbar dul'ch den Bund 
vorzunehmen, sondern sich darauf zu beschrän­
ken, den Aufwand, der privaten Vereinigungen 
aus solchen Unternehmungen erwächst, aus 
Bundesmitteln zu vergüten. 

Der Entwurf ordnet demnach an, daß das 
Bu~desministerium für Justiz jährlich für jeden 
einzelnen Diensrstellensprengel den' Bedarf an 
Heimplätzen festzustellen und dementsprechend 
mit privaten Vereinigungen Verträge abzu­
schließen hat. In diesen Verträgen haben sich die 
Vereinigungen zur Aufnahme von Schützlingen 
in geeignete Heime und das Bundesministerium 
für Justiz Zur Vergütung des Aufwandes zu ver­
pflichten, der diesen Vereinigungen aus der Auf­
nahme von Schützlingen der Bewährungshilfe 
erwächst. 

§ 14 - Vorgesetzte Behörde 

Die Dienststellen für Bewährungshilfe unter­
'stehen unmittelbar dem Bundesministerium für 
Justiz. Daraus ergibt sich, daß dem Bundesmini­
sterium für Justiz das Weisungsrecht und die 
Dienstaufsicht zustehen, 

ZWEITER ABSCHNITT 

Durchführung der 
hilf e 

Bewährungs-

Vorbemerkungen zu den §§ 15 bis 23 

Der zweite Abschnitt des Entwurfes enthält 
Vorschriften für die Durchführung der Be­
währungshilfe im Einzelfall. Die Anordnung der 
Paragraphen folgt dabei zunächst dem zeitlichen 
Ablauf der Vorgänge bei der Durchführung: Vor­
bereitung der Bestellung eines Bewährungshelfers 
(§ 15), dessen Bestimmung (§ 16), Gesichtspunkte, 
nach denen die Auswahl des, Bewährungshelfers 
im Einzelfall zu erfolgen hat (§ 17), Belehrung 
des Rechtsbrechers über die Bewährungshilfe 
(§ 18). Es folgen je eine Vors·chrift über die 
Rechte und über die Pflichten des Bewährungs­
helfers in Ausübung seines Amtes (§§ 19, 20) 
sowie die Bestimmungen über Arbeitszeit und 
Dienststunden der Bewährungshelfer (§ 21). So­
dann wir:d auf die Fälle Bedacht genommen, in 
denen es zu einem Wechsel in derP.ersop des 
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Bewährungshelfers kommt (§ 22). Den Schluß Bewährungshelfer bestellt wird, und aus der Ent­
des Abschnittes bildet eine Zuständigkeitsvor- scheidung darüber, wer zum Bewährungshelfer 
schrift für die im zweiten Abschnitt vorge- bestimmt wird. 
sehenen gerichtlichen Amtshandlungen (§ 23). Der vorliegende Entwurf überträgt beide Ent-

I 
scheidungen dem Gericht. Einerseits ist der Er-

. . folg der Bewährungshilfe im besonderen Maße 
§ 15 - Vorbereitung der Bestellung emes Be- d P d B "h h lf bh'" 

währun shelfers von e~ ersones ewa rungs e ers a angI?, 
g anderseIts erfordert der Zusammenhang ZWI-

Die Entscheidung darüber, ob einem Rechts- schen der vom Gericht angeordneten beding'ten 
brecher nach dem Gesetz ein Bewährungshelfer Maßnahme und der Bewährungshilfe eine enge 
zu bestellen ist, obEegt dem Gericht. Diese Ent- Zusammenarbeit zwischen Gericht und Bewäh­
scheidung steht im Zusammenhang mit den Ent- rungshelfer. Ferner setzt die Entscheidung, wer 
scheidungen über die sogenannten bedingten einem Rechtsbrecher als Bewährungshelfer be­
Maßnahmen nach § 17 Abs. 1 Z. 1 bis 4 des stimmt werden soll, eine nähere Kenntnis von 
Jugendgerichtsgesetzes 1961. Zumeist wird die der Persönlichkeit des Remtsbremers und dessen 
Bestellung des Bewährungshelfers zugleich mit Lebensverhältnisse voraus, die das Gerimt zumal 
einer dieser Entscheidungen erfolgen. Es kann auf Grund der durch § 42 des Jugendgerichts­
aber aum sein, daß während des Laufes einer gesetzes 1961 vorgeschriebenen besonderen Er- I 

Probezeit Umstände hervorkommen, die Anlaß hebungen im entsprechenden Ausmaß besitzen 
zur namträglichen Bestellung eines Bewährungs- wird. 
helfers geben (§ 20 Abs. 2 1. c.). Das erforderliche Wissen über die Kenntnisse 

Darüber, von welchen besonderen Erwägun- und Fähigkeiten der zur Verfügung stehenden 
gen sich das Gericht bei der Entsmeidung üb~r Bewährungshelfer hingegen wird dem Gericht 
die Bestellung eines Bewährungshelfers leiten zumeist fehlen. Der Entwurf ordnet daher an, 
lass'en soll, wenn das Gesetz die Bestellung im daß das Gericht vor jeder Entsmeidung, mit der 
allgemeinen zuläßt, ist im Gesetz nimts Aus- die Person des Bewährungshelfers bestimmt 
drückliches bestimmt. Nur für den Fall des be- wird, eine Äußerung jenes Dienststellenleiters 
dingten Strafnachlasses oder einer bedingten Ent- einzuholen hat, dem die Dienstaufsimt über die 
lassung in Ansehung einer mindestens einjährigen in Betracht kommenden Bewährungshelfer zu­
Freiheitsstrafe oder eines mindestens einjährigen kommt (vgl. § 17 Abs. 1). Die Äußerung des 
Strafrestes ist vorgeschrieben, daß das Gerimt Dienststellenleiters soll für das Gerimt aber nicht 
dem Rechtsbrecher einen Bewährungshelfer zu verbindlich sein (Abs. 2 letzter Satz). 
bestellen hat, wenn dies nimt aus besonderen GrundsätzIich hat das Gericht in der Entschei­
Gründen entbehrlich smeint (§ 17 Abs. 2 1. c.). dung, mit der ein Bewährungshelfer bestellt wird 

Im übrigen ergibt sich eine nähere Bestimmung (§§ 20 und 21 des Jugendgerichtsgesetzes 1961), 
des richterlimen Ermessens bei der Anordnung zugleim auch die Person des Bewährungshelfers 
der Bestellung eines Bewährungshelfers aus dem zu bestimmen (Abs. 1). Sollte dies jedoch nicht 
Zweck der Bewährungshilfe. Danach ist ein Be- möglim sein, weil im Zeitpunkt dieser Entschei­
währungshelfer immer dann, aber auch nur dann dung die Äußerung des Dienststellenieliters noch 
zu bestellen, wenn es einer solchen Bestellung aussteht oder weil das Gerimt trotz vorliegender 
bedarf, um den Rechtsbrecher von weiteren mit Äußerung sich noch nicht daruber klar ist, wen 
Strafe bedrohten Handlungen abzuhalten. üb es bestimmen soll, dann hat die Bestimmung des 
dies der Fall ist, wird das Gericht zumeist ohne Bewährungshelfers nachträgLich - nach Rechts­
sachverständige Hilfe entscheiden können. Bis- kraft der Entsmeidung, daß ein Bewährungs­
weilen wird es aber auch vorkommen, daß das helfer bestellt wird - durch Beschluß zu er­
Gericht Zweifel darüber hegt, ob die Bestellung folgen. 
eines Bewährungshelfers für einen Rechtsbrecher Die Entscheidung, mit der die Person des Be­
eine geeignete Maßnahme darstellen würde. In währungshelfers bestimmt wurd, kann mit Be­
solmen Fällen soll der Leiter der zuständigen schwerde angefochten werden; hinsichtlich di,eses 
Dienststelle für Bewährungshilfe verpflichtet Rechtsmittels bestimmt § 20 Abs. 4 und 5 des 
sein, auf Verlangen des Gerichtes eine gutämt- Jugendgerichtsgesetzes 1961 Näheres. 
liche Äußerung zu dieser Frage zu erstatten. Die 
Äußerung soll jedoch für das Gericht nicht ver-
bindlim sein. § 17 ,- Auswahl des Bewährungshelfers 

§ 16 - Bestimmung des Bewährungshelfers 

Die gerichtlime Bestellung eines Bewährungs­
helfers setzt sich aus zwei Entscheidungen zu­
sammen: aus der Entsmeidung darüber, daß ein 

Damit der Bewährungshelfer seinen Schützling 
wirklich betreuen kann, list es erfolrdedich, daß 
sein Wohnsitz von dem des SchützI.ings nicht 
allzu weit entfernt ist. Zumindest muß im all­
gmeinen (vgl. jedoch § 22 Abs. 2 am Ende) der 
Bewährungshelfer derjenigen Dienststelle zuge-
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teilt sein, in deren Sprengel der Schützling seinen 
Wohns'itz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
Der Entwurf ordnet daher an, daß als Bewäh­
rungshelfer nur eine solche Person bestimmt 
werden darf,. die als hauptamtlich tätiger Be­
währungshelfer für jene Dienststelle bestellt ist 
in deren Sprengel der Rechtshrecher seine~ 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat, 
oder. die als ehrenamtlidl tät,iger Bewährungs­
helfer in das Verzeichnis dieser Di,enststelle ein­
getragen ist (Abs. 1). 

Von mehreren zur Verfügung stehenden Be­
währungshelfern soll im Einzellfall derjenige be­
stellt werden, der im Hinblick auf seine Kennt­
niss,e und Fähigkeiten und im Hinblick auf die 
persönliche Eigenart und die persönlichen Ver-' 
hältnisse des Rechtsbrechers den Zweck der Be­
währungshilfe voraussichtlich am besten gewähr­
leisten wird (Abs. 2). 

§ 19 - Rechte des Bewährungshelfers in Aus­
übung seines Amtes 

Dem Bewährungshelfer niüssen in Ausübung 
seines Amtes diejenigen Rechte ,eingeräumt wer­
den, die notwendig sind, um ihm die Erfüllung 
seiner Aufgaben zu ermöglichen. 

Da für die Bewährungshilfe vor allem der 
Kontakt zwischen dem Bewährungshelfer und 
seinem Schützling notwendig ist, muß dem Be­
währungshelfer ein Remt auf diesen Kontakt 
eingeräumt werden. Ein förmliches Recht auf 
Zutritt zu dem Schützling ginge zwar wohl zu 
weit. Der Bewährungshelfer soll jedoch das Recht 
haben, mit dem Schützling zusammenzutreffen. 
Ist ihm die Ausübung dieses Rechtes nicht anders 
möglich, so hat das Gericht auf Antrag des Be­
währungshelfers den SchützLing vorzuladen 
(Abs. 1). Entzieht sich der Smützling beharrlich 
der Bewährungshilfe, so bildet dies einen Grund 
für den Widerruf der bedingten Verurteilung, 
des bedingten Strafnachlasses oder der bedingten 
Entlassung (§ 28). 

üb mehrere Bewährungshelfer zur Verfügung 
stehen, hängt einmal von der Zahl der für die 
Dienststelle tätigen Bewährungshelfer ab, zum 
anderen aber davon, für w,ie viele Rechtsbrecher 
ein und derselbe Bewährungshelfer gleichzeitig Wird über den Schützling eine Haft verhängt, 
bestellt sein darf. Es empfiehlt sich, die hier an s~ wird .~n aller ~egel früher oder später aum 
zweiter Stelle genannte Zahl im Ges,etz lb t die BewahrungshJlfe enden. Solange die Be­
festzulegen. Der Entwurf geht davon aus:

e da~ w~hrungshilf,e jedoch aufrecht ist, s?ll der Be­
für einen hauptamtlich tätigen Bewährungshelfer I wahhrufngshelfelr 'mdas ~echt Raufh Zbut.ntt dzuh dbem 
die gleichzeit:ige Betreuung von 30 Sch"tzl'" Ver a teten g eJ emem ec ts eJstan a en 
für einen ehrenamtl,jch t'a'tl'gen B'e "h u IhnblefIT, (Abs. 2). Der Helfer ist zwar nicht berechtigt, 

wa rungs e er f" . Sch" I' I V 'j' • ch' 
ber,eits die gleichzeitige Betreuung von fünf ur semen utz mg a s ertel~~ger. emzus r~l-
Sdlützlingen das Höchstmaß dess d. t 11 ten, wohl aber erwartet der Schutzlmg, daß stch 
was ein einzelner Bewähru g h. If

en 
ars me t, der Bewährungshelfer auch und gerade im Falle 

n s e er an e ter . V h f 'h k" W" d . 
Bewährungshilfe zu leisten vermag (Abs. 3). Der ~I.ner ; a tung um I.? ~mmertk" ur e d~r m 
Unterschied in den Belastungszahlen der haupt- ! ~~es~r ckrT~~ung e~1ttaus ~,so o~n~\ t~er 
amtlich und der ehrenamtlich tätigen Bewäh-) HI~ dru . ef~' . t ~.uemRem s . w

l
. e.r zu e

b 
e~nh en 

rungshelfer entspricht nicht nur dem Unterschied m ern~s ur spatere eSOZla lSl'erungs emu un-
in der Ausbildung, sondern berücksimtigt auch gen wer en. 
den Umstand, daß der ehrenamdich tätige Be- Die Vorschrift, wonach das Gericht dem Be­
währungshelfer der Bewährungshilfe immer nur währungshelfer die ,erforderlichen Auskünfte 
mit einem Teil derjenigen Arbeitskraft zur Ver- über den Schützling zu erteilen und ßinsicht in 
fügung steht, die ein vollberuflich tätiger Helfer die (über den Schützling geführten) Ahen zu 
aufwenden könnte. . gewähr,en hat (Abs. 3), wird aus § 19 Abs. 2 

§ 18 - Belehrung des Rechtsbrechers über die 
Bewährungshilfe 

Bereits in den Vorschriften über da's Verfahren 
bei einer bedingten Verurteilung, bei einem be­
dingten Sorafnachlaß oder bei der bedingten Ent­
lassung eines Strafgefangenen ist vorgesehen, daß 
der Rechtsbremer über den Sinn dieser Maß­
nahme besonders belehrt wird (§ 45 Abs. 3 des 
Jugendgerichtsgesetzes 1961, §§ 5 Abs. 3, 16 
Abs. 4 des Gesetzes über die bedingt'e Verurtei­
lungI949). Bestellt das Gericht dem Rechts­
brecher einen Bewährungshelfer, so wird es den 
~emtsbremer 1m Rahmen jener Belehrung auch 
m großen Züg,en üher den Zweck und das Wesen 
der Bewährungshilfe zu helehren haben. 

zweiter Satz des Jugendgel"ichtsgesetzes 1961 
übernommen. Die in der zuletzt genannten Ge­
setzessteHe enthaltene Einschränkung, wonach 
Akteneinsicht nur zu gewähren ist, "wenn keine 
wichtigen Bedenken dagegen bestehen", ersdleint 
entbehrlich. 

Erfordertes der Zweck der Bewährungshilfe, 
so soll dem Bewährungshelfer auch von den Er­
ziehungsberechtigten und, and'eren in diesem Zu­
sammenhang in Betracht kommenden Personen 
Auskunft über den Lebenswandel und die Ar­
beitsleistungen des Schützlings erteilt werden 
müssen (Abs. 4). 

Die Vorsch,rift, wonam ein ehrenamtlich täti­
ger Bewährungshelfer in Ausübung seines Amtes 
einer obrigkeitlichen Person im Sinne des § 68 
StG. gIeimsteht (Abs. 5), wird aus § 19 Abs. 3 
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zweIter Satz, des' Jugendgerichtsgesetzes 19(/1 
übernommen. Der, obrigkeitliche Charakter der 
hauptamdich tätigen ~,ewähr,ungsheHer versteht 
sich von seIbst. 

§ 20 -Pflichten des Bew.ährungshelfers in Aus­
übung seines Amtes· 

Die allgemeinen Pflichten des Bewährungs­
helfers ergeben ~ch aus .der Zielsetzung der Be­
währungshilfe . (§ 19 Abs. l' des Jugendgerichts­
gesetzes 1961). Der vorliegende Paragraph über­
nimmt dazu einmal aus § 15, Abs .. 3, der Voll­
zugsanweisung zur Durchführung des Gesetzes 
über die bedingte Verurt'eilung die allgemeine 
Vorschrift, daß der Bewährungshelfer seine Auf­
g~ben mi.t tunlidlster SchonunK der Ehre des 
5'ebützlings zu erfüllen hat (Abs. 1.). Zum ande­
ren. werden auch die Vorschriften 'des§ 19 Abs. 2 
erster Sati des Jugendgerichtsgesetzes 1961 über 
die. Berichtspflicht des Bewährungshelfers gegen­
über dem Gericht und die Vorschriften des § 19 
Abs. 3 dritter und V'ierter Satz des Jugend­
gerichtsgesetzes ,1961 über die Verschwiegenheits­
pf1icht der ehrenamtlich tätigen 'Bewährungshelfer 
an dieser Stelle des Entwurfes eingereiht (Abs. 2 
und 4). Die Vorschriften über die BeI'ichtspflicht 
werden entsprechend'· den Bedürfnissen der 
Praxis verdeutlicht und ergänzt. Der Bewäh­
rungshelfer soll dem Gericht vierteljährlich über 
seine Tätigkeit und Wahrnehmungen schriftlich 
zu berichten haben. Hält es ,das Gericht im Hin­
blick auf die Eoigenart des Schützlings ,und seiner 
Verhältnisse für gebeten, so soll ,der Bewäh­
rungshelfer jedoch .darüber hinaus verpflichtet 
sein, allmonatlich schriftlich oder mündlich ,Be­
riell! zu ·e,rstatten. Schriftliche BeI'ichte sollen 
überdies immer. über .die Dienststelle für Bewäh­
rungshilfe zu leiten sein" damit auch der Dienst­
steUenleiterin ,die Berichte Einsicht nehmen und 
sie gegebenenfalls ergänzen lassen oder selbst er­
gänzen kann. 

Neu hingegen ist die Bestimmung des Ab­
satzes 4, wonach der Bewährungshelfer zur Füh­
rung eines Tagebuches verpflichtet wird. Im 
Tagebuch sind die wesentlichen Vorkommnisse 
festzuhalten, 'wobei der" Stand der Betreuung 
und die Jeweiligen nächsten Ziele der Betreuungs-. 
arbeit ersichtlich sein müssen. 

"N acharbf;!its'zeit'" fallen, Es wäre aber auch" nicht 
zweCkmäßig, ,den 'B-ewähru~gshdfer 'iiberhaupf 
an feste Dienststunden zu binden. Dies gilt hicht 
nur für seine Tätigkeit außerhaJb der Diertst:' 
stelle, sondern auch grundsätzlich hinsichtlich der 
in der Dienststelle Zu verrichiieiidenDietist'.;. 
obli'ege~heiten; 'mIt· Ausnahrile . der für jeden 
einzelnen Bewährurigshelfer;festgesettten Stiln" 
den des Parteien ver-kehrs (§ 5 Z. 5).' ., .'. 

Die Gesamta,rbeitszeit in jeder WQchesoll'je­
doch der der übrigen, Bundesbediensteten . ent'! 
sprechen (vgl: hiezu Art. VI des Gesetzes;StGB1, 
Nr. 1J4/-1920- sowie die Richtlinien derB.undes.-. 
regierung über die Einführung des, ,eing~sdll;änl?::~ 
ten S'amstagd~enstes, über die. Einführ,ung ",de:r 
Fünftagewoche und· für die, Regelung 4er: Arbe~t;S~ 
wit im Bundesdienst vom 17. Dezember., 1,95.7., 
14. Jänner 1958 und 28. Juni,1960,abgedruckt 
bei .H ac k 1, Die Dienstpragmatik.s,S.: 36ft); 

§ '22 - Wechsel in der Person des Bewährungs~ 
helfers il . " 

Ein Weel1sel ,in der Person d'es' Bew"äh'rungs~ 
helfers soll riach Möglichkeit vermieden werdeÜ: 
Es gibt jedoch eine Reihe vonF~llen, tn. dene11 
ein solcher Wechsel' nicht. zu umgehen i5t:59 
zum Beispiel, wenn derhestellte Helfer\üis d~in 
Stand der Bewährungshelfer ausscheidet, oder 
seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen' Aufenthalt 
im Sprengel einer anderen Dienststelle nimmt, 
aber auch, wenn er aus gesundheiüichen6efer 
aus anderen in seiner Person gelegenen GrÜ'nde.n 
nicht bloß vorübergehend (vgl. § 5 Z. 6) verhin~ 
dert oder nicht geeignet erscheint, dem Rechts­
brecher weiIJerhin Bewährungshilfe zu leisten. In 
all diesen Fällen hat das Gericht den bestellten 
Bewährungshelfer zu entheben und an semer 
Stelle einen anderen ·zu bestellen. 

§ 23 - Zuständigkeit 

Welchem Gericht die Bestellung .eines Be~ 
währungshelferszust,eht, 'ist im § 20 Ahs, 3 und 
im § 21 des Jugendgerichtsgesetzes'1961geregelt. 
Diese Zuständigkeitsvorschriher: sollen auch für 
alle anderen im zweiten Abschnlq: 'des_votli~en­
den Entwurfes erwähnten' Akte des . Gerichtes 

,>~;., . c. 

gelten. 

DRITTER ABSCHNITT 
§ 21 - Arbeitszeit und Dienststunden' der Be-

währungshelfer Mitwirkung priv.ater V.t:,reinigup-
gen 

Mit den Aufgaben der Bewährungshilfe unver­
einbar wäre es, wollte man die Tätigkeit der 
hauptamtlich tätigen Bewährungshelfer an jene 
Amtsstunden binden, die sonst. im Bereich der 
Justizverwaltung üblich ·sind. Der Bewährungs.­
helfer wird sich mit dem Schützling zumeist 
gerade in dessen Freizeit beschäftigen 'müssen; 
seine H'aupttä~~gkeit wird Bohin besonders in die 

Vorbemerkungen zu den §§ 24 bis 27 

Die Einrichtung der hauptamdichen Bewäh­
rungshiIfe im Sinne der ,im ersten Abschilihd'es 
Entwurfes dafür getroffenen VorsmrHten kann 
nicht ohne übergang erfolgen. Das' erforderliche 
Personal m'uK erst gewonnen, die erforderlichen 
Dienststellen müssen erst eingerichtet: werden. 
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Der Aufbau der hauptamtlichen Bewährungs­
hilfe im ganzen Bundesgebiet wird. ,erst in einigen 
Jahren abgeschlossen sein. Bis, dahin wird sich 
der Bt)nd im Bereiche der Bewährungshilfe so 
wie bisher vor allem auf die in diesem Bereich 
tätigen privatim V~n,inigungen und die im Rah­
men däe'scr .. Vereiriigungen.hauptberuflich oder 
unierihrer Führung ehrenamtlich tätigen Be­
währungslldfer.stützen müssen. 

, Die' hiefür erforderlich·en gesetzlichen Grund­
ligen-soll der dritte Abschnitt des Entwurfes 
schaffen. Die an die Spitze des Abschnittes ge­
stellten :Vorschriften enthalten die Ermächtigung 
deS Bundesministeriums für Justiz; sich beim 
Aufbau dei- im ersten Abschnitt vorgesehenen 
Eihrichtungen'der· Hilfe privater Vereinigungen 
zu. b"edienen und diesen Vereinigungen die Be­
sOrgung . der Aufgaben jener Einrichtungen zu 
übertragen (§ 24). Die folgenden Paragraphen 
regeln den Ersatz des Aufwandes, der den privaten 
. Vereinigungen bei der' Besorgung der ihnen 
übertragenen Aufgaben erwächst (§25), und die 
Zuteilung von Beamten und Vertragsbedienst'eten 
aus dem Verwaltungsbereich des Bundesministe­
riums für Justiz zur Erfüllung von Aufgaben 
der Bewährungshilfe im' Rahmen privater Ver­
einigungen (§ 26). Der letzte Paragraph des Ab­
schnittes weist hinsichtlich des Zeitpunktes, in 
dem"die vorläufige BesorgUng der Geschäfte der 
Bewährungshilfe durch private Vereinigungen 
durch die Besorgung dieser Geschäfte durch Bun­
desbedienstete ers,etzt wird, auf künftig zu er­
lassende Bundesgesetze hin (§ 27). 

H. Die Vorschriften der ersten heiden Ab­
schnitte dieses Gesetz,entwurfes sind auf die Lage 
nach Abschluß des Aufbaues der hauptamtlichen 
Bewährungshilfe abgestlellt. Solange in einem 
Bundesland die, vorläu,fige fü4rung der Bewäh­
rungshilfe einer privaten Vereinigung übertragen 
ist, kann ein Teil jener Vorschriften nicht un­
mittelbar angewendet werden .. Aus der Ver­
pflichtung der privaten Verein,igungeri zur Mit­
arbeit beim' Aufbau der Bewährungshilfe ergibt 
sich jedoch die Verpflichtung di,eser Vereinigun­
gen, ihre Tätigkeit so auszuüben, als ob die von 
den Vereinigungen betriebenen Einr,ichtungen 
den Vorschriften des ersten Abschnittes über die 
Einrichtungen der hauptamtlichen Bewährungs~ 
hilfe unterlägen. Die Vorschrift,en des zweiten 
Abschnittes endlich sollen während dieser Zeit 
mit der Maßg;lbe Anwendung finden, daß an die 
Stelle des Leiters der DienststeUe für Bewäh~ 
rungshilfe der Leiter der G~schäftsstdle der 
Ver,einigung tritt; der die Führung der Bewäh­
rungshilfe . im Sprengel der Dienststelle' über­
tragen ist, und die für die hauptamtlich tätigen 
B,ewährungshelfer geltenden Belastungsquoten 
sollen für diejenigen ehrenamtlich tätigen Be­
währungshelfer ~elten, die' im Rahmen einer 
privaten Vereinigung hauptberuflich als Bewäh­
rungshelfer tätig sind (Abs.2). 

§ 25 - Ersatz' des Aufwandes 

Damit die auf dem Gebiet der Bewährungs­
hilfe tätigen privaten Vereinigungen die Auf­
gaben besorgen können, deren übertragung an 
diese Vereinigungen in § 24 vorgesehen ist, bedür­

§24 - Vorläufige Führung der Bewährungshilfe fen sie entsprechender finanzieller Zuwendungen 
durch' private Vereinigungen des Bundes. Der vorliegende Paragraph schafft 

., .' hiefür die nÖbige gesetzliche Grundlage. Auf die 
. I. Per Paragraph erlllächtigt .das Bundesmini-. Erläuternden BemerkUngen zu dem im Wortlaut 

sterium für Justiz, bis zum Abschluß des .Auf-' des vorliegenden Paragraphen bezogenen § 13 
baus derhauptamtlicheri. Bewährungshilfe . im darf hingewiesen werden. 
ganzen Bundesgebiet die Besorgung der Aufgaben 
der Bewährungshilf,e privaten Ver,einlgungen zu 
übertragen, die in der Bewährungshilfe tatig 
sind, über 'el}tsprechende Einrichtungen verfügen 
und ,.zur Mitarbeit bei der Führt)ng lind beim 
Aufbau . der Bewährungshilfe bereit sind. Die 
betreffenden Vereinigurigen müss,en demnach 
übet 'Einrichtungen'der im ersten Abschnitt· die­
ses Gesetzentwurfes bezeichnet'en Art verfügen, 
das heißt, es müssen zumindest Geschäftsstellen 
bestehen und es muß für eine Betreuung der Be­
währungshelfer durch in dies'er Aufgabe erfah­
rene Personen,vorgesorgt sein. Die Vereinigungen 
,müsset:t ferner bereit sein, die Bewährungshilfe 
so' ,zu Jühren, ,daß die im Rahmen der Ver,eini.­
gung(!ntätigen ,Personen (yg!.' hiezu auch. § 26) 
und die für die Tätigkeit dieser Personen ge­
schaff,enen Einrich.tungen seinerzeit durch den 
Blind im wesentlichen übernommen werden kön-
nen(Abs. 1). '.' . 

§ 26 - Zuteilung von Beamten und Vertrags­
, bediensteten für die Bewährungshilfe 

Zur Förderung der Sache der Bewährungshilfe 
hat es sich als notwendig und zweckmäßigerwie­
sen, den auf diesem Gebiet ~ätigen privaten Ver­
einigung,en nicht nuI" Geldmittel des Bundes zu­
kommen zu lassen, sondern darüber hinaus auch 
Bundesbedienste~e aus dem Verwaltungsbereich 
des Bundesministepiu!p.s. für Justiz. bei voller 
Weiterzahlllng ihrer Bezüge solch'en Vereinigune 
gen zur Erfüllung von Aufgaben der Bewäh­
rungshilfe zuzuteilen. Auf ,diese Weise war es 
möglich, eine ganze Reihe ' geeigneber' Bedienste­
ter für die Tätigkeit in der Bewährungshilfezu 
gewinnen und auszubil~den., 

Diese Möglichkeit soll auch f.ür die Zeit des 
überganges auf die hauptamtliche Bewährungs-
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hilfe sichergestellt werden. Es empfiehlt sich, 
hiefür eine ausdrückliche gesetZliche Grundlage 
zu schaffen. 

§ 27 -übergangsbestimmung 
. . . 

Der Tag, an dem in einem Bundesland oder 
in mellreren Bundesländern der Aufbau der 
hauptamtlichen .Bewährungshilfe abgeschlossen 
ist, soll jeweils durch Bundesgesetz bestimmt 
we~den. .' 

VIERTER ABSCHNITT 

Änderungen des·G e setz es über 
die bedingte Ye.rurteilung 1949 
u nd des J ug e n dg er ich t sg e set ze s 

1961 

(Z. 5) ist bereits inden Erläuternden Belnl!rkUri~ 
gen zu § 8 unter Punkt 11 dargelegt wOFden. • 

§ 51 des Jugendgerich~sgesetz,esi961füllr.t 
gegenwartlg zw~i "besOnde~e Aufgaben 'der 
Jugen~gerichtshilfe im Strafverfahren" "an . (i~ 
Gegensatz zu den "allg'errieinen Aufgaben'i dle~ 
ser Einrichtu~g, dile in § 50 des G~setzesbehan­
delt werden). Danach k:inndas Cericht. die Or­
gane der Jugendgerichtshilfe einmal damit be­
trauen, dem Beschuldigten durch .Dbernahmeder 
Verteidigung Beistan4 zu leisten, zum,. a'nderen 
aber auch damit, Bewährungshilfe zu leisten ~nd 
die Einhaltung der,Weisung~n zU überwachen. 
Inder Jugendgerichtshilfe sind zum ~reiJ: Per­
sonen und Stellen tätig, die sich dazu freiwillig 
bereit erklärt haben, zum Teil sind aber . auch 

§ 28 - Änderungen des' 'Gesetzes über 
dingte Verurteilung 1949 

besondere Dienststellen der Justiz dafür~gedch~ 
die be- tet (§ 52 des }ugendgerichtsgesetzes1961). Per 

Nach der geltenden Fa~~ung des § 3 'Ahs. 1 
Z. 1 und des § 14 Abs. 1 Z. 1 des Gesetzes über 
die bedingte Verurteilung 1949 sind ein beding­
ter Strafnachlaß oder eine. bedingte' Entlassung 
unter anderem dann. zu. widerrufen, wem-i der 
Verurteilte sich beharrlich der Schutzaufsicht 
entzieht. § 59 Abs. 2 des Jugendgerichtsgesetzes 
1961 hat hie7u bestimmt, daß bis zur Erlassung 
eines Bundesgesetzes über die Bewährungshilfe 
die Bewährungshilfe ,im Sinne jener Best,immun­
gen der Schutzaufsicht gleichstehe. An die Stelle 
dieser übergangsbestimmung sollen nunmehr 
entsprechende Änderungen im Wortlaut des 
Gesetzes über die bedingte Verurteilung 1949 
treten (siehe auch § 29 Z. 7). 

Schwerpunkt der .1'ätigkeit der. Jugendgeric;hts­
hilfe' liegt in der Dun~hführung von Erhebungen 
über die Personen und die LebensverhältnisSecies 
Beschuldigten im Ve·rfahren wegen einer JugeIld­
straftat. Daß Organe der JugendgedchtshiHe 
damit betraut werden, Bewährungshilfe zu lei­
sten,. kommt schon derzeit nur selten vor .. In 
Zukunft soll auf diese Möglichkeit angesichts der 
Vorteile, die die Konzentration der Bewährungs­
hilfe bei den im ersten Abschnitt dieses Entwur­
fes vorgesehenen Einrichtungen bietet, überhaupt 
verzichtet werden (Z. 6).' , , 

Die übergangsbestimmung des § 59 Abs ... 2 
des J ugendgeri chts~esetzes 1961 ist in ihrer Gel. 
tung dem eigenen Wortlaut zufolge auf die Zeit 
"bis zum Inkrafttreten eines Bundesgesetzes über 
die Bewährungshilfe" beschränkt. Zur Vermei-

§' 29 ~ Änderungen des Jugendgerichtsgesetzes dung jeglicher Unklarheit soll jedoch auch diese 
. 1961 Bestimmung, die in Hinkunft.im Hinblick auf 
. Das Jugendgerichtsgesetz 1'961 enthält derzeit die durch §28 .. desvorliegenden Gesetze~t:wurf~s 
in seinem § 19 eine Reihe von Vor,schriften über '. ang~rdnetenÄnd.eruhgen des G:esetzes ~ber d.le 
die Durchführung der Bewährungshilfe. Es wäre b~dmgte ~.eru:tellung 1949 entbehrlIch . sein 
nicht zweckmäßig, diese Vorschriften neben Wird, ausdruckhch aufg1ehoben werden (Z. 7). 

FüNFTER ABSCHNITT 

Sc h lu ß b e s tim mu n ge n 

Vorbemerkungen zu den §§ 30 und 31 ,. 

Der fünfte· und letzte Abschnitt des Entwul'f.es 
enthält Vorschriften über den Zeitpunk,t des In­
krahtretens (§ 30) und die Vollzugsklausel(§ 31). 

denen des vorliegenden Entwurfes bestehen zu 
lassen. Vielmehr'cmpfiehlt es sich, sie samt und 
sonders in den Entwurf zu übernehmen, soweit 
sie nicht iin' Zusa~menhalt mit anderen Vor­
schriften dieses Entwurfes als gegenstandslos er­
scheinen (vgL §§ 18 Ahs. 3 und 5 und 19). Der 
.bisherige Wortlaut der Abs. 2 und 3des§ 19 
des Jugendgel"ichtsgesetzes 1961 soll dementspre­
chend durch einen neuenals kurzen Hinweis ge-
faßten Abs. 2 ersetzt werden (Z. 1 und 2). § 30 - Inkrafttreten - .\'. 

Dies macht auch eine Änderung ·des § 21 Abs. 3 Von der Vorschrift über das Inkrafttreten be-
des Jugendgerichtsgesetzes 1961 erforderliCh 

darf einer Erläuterung lediglich der Abs; 2, dem-
(Z. 3). zufolge Maßnahmen, die' das' Bundesministerium 

Zweckmäßig erscheint auch eine Ergänzung für 'Justiz zur Vollziehung des IV. Ha~p'tstüCkes 
der Bestimmungen des § 41 Abs. 2 des Jugend- des Jugendgerich:tsgesetzes 1961 getroffen hat, als 
gerichtsgesetzes1961, berr·effend den Ausschluß Maßnahmen im Sinne der §§ 24 Abs:1, '25 
der öffentlichkeit der Verhandlung (Z. 4). und 26 dieses Bundesgesetzes gehen. Diese 'Be:.. 
. Die Notwendigkeit einer Ergänzung der Vor- stimmung erscheint aus f6Igenden'Gründener­
schriften übet die :Xosten des Stra·fv.erfahrens. forderlich: Das Bunaesministerium für Justiz 
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verwendet bereits seit mehreren Jahren die im 
jeweiligen Bunqesfinanzgesetz für die Justiz­
anstalten vorgesehenen Aufwandskredite zum 
Teil dazu, um auf dem Gebiete der Bewährungs­
hilfetätige 'private Vereinigungen im Sinne der 
\T c>(Schriften des vorliegenden Entwurfes zu för­
dern. W~hrend die ältere Verwaltungsrechtslehre 
eiiiesolche ,Förderung ohne nähere gesetzliche 
Grundlage ohne weiteres für zulässig' erachtete, 
erstreckt sich nach der neueren Lehre der Grund­
s~,t~ der: strengen Gesetz·esstaatlichkeit' im Sinne 
des Art. 18 B~-VG. auch, auf den Bereich des 
Förderu~gswes~ns. Das Bundesministerium für 
Justiz" teilt diesen Standpunkt. Es soll' daher die 
Ge\egenheit nicht ungenützt gelassen werden, zu­
gJei:cli mit dem vorlie~enden Entw.urf nachträglich 
eine, dem strengeren Standpunkt entsprechende 
g~setzlichtO Grundlage für die bisher, gewährten 
Fö'~der'.4~gen'zu sd1:iffen. All dies, gilt sin l1gemäß 
a:ych' fil( die Zuteilung von' Bundesbediensteten 
füiAie,)~ewährungshi1fe. 

.:­
" ' 

§ 31 - Voll ziehung 

erhöhen., Die auf dem Gebiete der Bewährungs­
hilfe derzeit tätigen privaten Vereinigungen vcr~ 
fügen gegenwärtig über r{lIld 30 hauptheruflich 
und über 400ehrenamtEch tätige Bewährungs­
helfer. Auf jeden hauptberuflich tätigen Bewäh­
rungshelfer entfällt durchschnittlich eine Zahl 
von 20 bis 30 Schützlingen, auf jeden ehrenamt­
lich tätigen Bewährungshelfer eine Zahl von 
zwei Schützlingen.' Für den weüeren Ausbau e'r­
scheint' es wünsch,enswert, aber auch wirtschafte 
lich, eine Erhöhung de~ Zahl der hauptberuflich 
bzw. - nach übernahme der Einr'ichtungen 
durd1 den Bund - hauptamdich tätigen Be" 
währungshelfer auf etwa 75 anzustreben; det 
Bedarf an ehrenamtlichen Bewährungshelfern 
würde sich danach bei einer angenommenen Zahl 
von rund 3000 zu betreuenden Schützlingen auf 
etwa 600, erhöhen. 

Die Kosten für 75 hauptamtIi,ch täti~e Bev.:äh­
rungshelfer würden sich auf etwa 6"5 Millionen 
Schilling belaufen, die Kosten f.ür600 ehrenamt­
lich tätige B'ewährungshelfer' auf 3 ' Miliionen 
Schilling. Die Kosten für die yorges~hene 'Inan~ 
spruchnahme von Psychiatern und Psychologen 

ZU:~ Vollii~hung des Gesetzes soll das Bundes- (§ 8) sowie für das erforderliche Kanzleipersonal 
'niinist~riüm für .'Justiz beruf.en sein. (§ 6) wären insgesamt mit rund einer weiicJ;en 
',,>' Million Schilling zu v,eranschlagen." ' '. 

:'Zu ,den finanziellen Auswirkungen Hiezu ist jedoch zu bemerken,d~ßnach den 
bisherieen Erfahrungen kaum dainitger.echnet In finanzieller Hinsicht wird sich das Gesetz v . , werden kann, die nach den vorstehenden Aus,-

in der Richtung einer allmählich ansteigenden, führungen erforderliche Zahl hauptberufli<;h und 
letztlich' itberauch' nach Abschluß der anzu- ' ehrenamtlich tätiger:Bewährungshelfer schon. in 
s"ti'ebenden: Entwicklung nicht aUzu schwer Wiir- kurzer Zeit nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
huderi: finariz'ieHen Mehrbelastung der' Bundes- f ' 
fiiianzen auswirken. Dies desha:lb, weil, wie schon ,zu finden. Vielmehr dür te sich der mögliche 

jährliche Zuwachs an hauptberuflid1 tätigen Be­
crwäl1nt, 'die Bewährungshilfe vorderhand für währungshelferna~f nicht mehr als 15 Personen 
eine übergangszeit' von votaussi'chtlich mehr- belaufen, und auch die Gewinnung weiterer 
jähriger Dauer im wesentliChen in der gleichen ehrenamtlich tätiger Bewährungshelfer ist nur 
"Weise- w,ie b'isher; nämlich durch 'private Ver- in begrenztem Ausma'ß ·möglich. 
eihiguftgell', ~efühti werden soll,lleren Aufwanq 
ins0'Yci(aus Förderungsmittelribzw. Aufwands~ 2. Der, jährlid1e Sachaufwand im Falle eines 
krediten' des Bundes bestritten wird. Die' hiefür 'vollständigen Ausbaues der 'Bewährungshilf:e 
in den Bundesfinanzgesetzen vorgesehenen Be- • dürft,e sich :auf etwa 1·4, Millionen Schilling,occ 
träge sind in den Jahren von i 964 bis 1968 von laufen. 
1·2 Millio.nclJ. Schilling auf 3. MiUionen Schilling 3. Die Kosten des" von einer' privaten Ver­
angestiegen. H,iezu kam zuletzt ein Aufwand in einigung gegenwärtig veranstalteten einjährigen 
der Höhe von rund' 2·5 MiHionen Schilling für Sehulungskurses, (§ 11) belaufen' sich bei einer 
die den :auf.:demcGebiete der Bewährungshilfe ,Teilnehmetzahl von rund 15 Personen auf rund 
cätigen'privat,en Vereinigungen zur Verfügung, 10.0.00 S im Monat. 
gest,~lltenBundesbediemrteten. ,Der Ausbau der 
Bewährungshilfe wird 'es notwendig machen, 4., In dem einzigen' bis nun von 'einer privaten 
diese Beträge in, den kommenden Jahren in ver- ,Vereinigung· geführten Heim, (§ 13) belaufen 
mehrtemAusrnaß zu erhöhen. Im einzelnen s,ich die Kosten pro Person" und Tag auf 70' s. 
strlsidabei {olgende Posten zu berücksichtigen:: Hieraus würde sidl bei einem angenommenen 
:.l,;"l)ieZ~hlder, betd~uten 'Schützlinge beträgt Durchschnittsbedarf von 30 Plätz,en einjähdicher 
g~ge~~ä~tig, im, gesamten Bundesgebiet Aufwand von etwas über 750.00.0 S erreChnen,. 
r\!nd.1500jWür~edle ,BeJV'ährungshilfe im ge-, 5. Im Falle des§ Jo. Abs. 2 handelt es, sich um 
s;}m~en Bundesgebiet gleicrmäßig in, Anspruch die nachträgliche Schaffung einer näheren;gesetz­
,g~o~men, " 'so 'würefe si<;b. diese Z~hl -bei limen Grundlage für ~ bereits getroffene, :,Maß­
eipetrlangeno~tiienep gleic~bl~ibenden Stand der nahmen'; finanzielle Verpflichtungen des B.l,mdes 
l~g,endkriminalität ~, etwa auf , das Doppelte können sich hieraus nicht ergeben. " ' ' , 
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